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Ach ja ja, klagen wir wieder ein wenig! 
Uns gehts wie Euch, immer zu wenig 
Geld. So können wir nichtüber 28 Seiten 
hinausgehen, obwohl gute Artikel vorlie- 
gen. Schon jetzt ist „die randschau“ 
textlich überladen, Illustration zu nach- 
rangig. Sicher liegt das aber auch daran, 
daß wir viele gute Artikel kriegen, aber 
kaum Zeichnungen, Fotos oder ähnli- 
ches dabei liegen. 

Es gibt — zumindest an Aktionen — je- 
doch auchE£rfreuliches innaher Zukunft: 
Den Gesundheitstag und das Internatio- 
nale Treffen der Bremer zum ‚Selbstbe- 
stimmten Leben‘ (siehe Magazin). Aus 
diesen Anlässen auch dieser Schwer- 
punkt. 

Von den beiden genannten Veranstal- 
tungen erwarte ich wesentliche neue An- 
regungen für die Behindertenbewe- 
gung. 

Zum Gesundheitstag haben sich die Ak- 
tiven der Bewegung eine wichtige Über- 


raschung ausgedacht. Kommt (zumin- 
dest) am 28. nach Kassel und fragt ‚‚die 
randschau"-Leute nach der Überra- 
schung. Näheres dazu in der Ju- 
I/August-Ausgabe. 


Redaktionsschluß für die nächste ‚rand- 
schau‘ ist übrigens der 10. Juli. 


Im Schwerpunkt werden wir ausführlich 
den Frankfurter NS-Ärzte-Prozeß be- 
handeln. Bis dahin wird dann ja wohl 
endlich ein Urteil vorliegen. Lest dazu 
bitte auch den Artikel auf Seite 23 dieser 
Ausgabe. 


Natürlich weisen wir Euch auch aus- 
drücklich auf die zweite Beilage der ZAP 
hin. Der Einstieg, die Erweiterung der 
randschau ist von unserer Leser/innen- 
schaft sehr wohlwollend aufgenommen 
worden. 


Na, also, da ist doch positıv! 
Lothar Sandfort 
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Alsterdorfer Anstalten 
wieder im Gerede 


Nachdem es um die Alsterdorfer Anstal- 
ten in Hamburg in den letzten Jahren ru- 
hig geworden ist — das neue Manage- 
“ment und ein neuer Leiter zeigten Wir- 
kung —, stehen sie jetzt wieder in den 
Schlagzeilen: Erstens bezichtigte ein 
anonymes Schreiben an den Bausena- 
tor der Hansestadt u.a. die Verantwortli- 
chen der Anstalt, daß sie die Bauplanung 
für ein 216-Betten-Haus in schamloser 
Weise mehrfach geändert haben. Das 
von Anfang an bei Kollegen umstrittene 
Riesengebäude mitten aufdem Anstalts- 
gelände solite zunächst 26,2 Millionen 
Markkosten, nach der Fertigstellungste- 
hen rund 60 Millionen DM zu Buch. Der 
auch in Hamburg entdeckte Bauskandal 
scheint bis nach Alsterdorf vorgedrun- 
gen zu sein und erhebliche Mehrkosten 
verursacht zu haben: Die Bauherren ha- 
ben — über Schmiergelder, so der Vor- 
wurf, gesichert — Summen von der Be- 
hörde für angebliche Vorhaben abkas- 
siert, die nie eingebaut wurden. Bestätigt 
istinzwischenein Loch im Dach des Neu- 
baues, in das eigentlich eins mit 
90,000,— DM berechnete Lüftungsan- 
lage eingebaut sein sollte... Die ent- 
standenen Mehrkosten, das wurde im 
Zuge des Bauskandals bekannt, werden 
mit täglich 15 Mark auf den Pflegesatz 
der Anstaltsbewohner aufgeschlagen. 
Die Bewohner haben also über den ‚Be- 
trugszuschlag' die Suppe auszulöffeln, 
die ihnen korrupte Verwaltungsleute ein- 
gebrockt haben. 


War hier die Anstaltsleitungnoch empört 
über die ‚Schlamperei der Vergangen- 
heit‘, so bescharte sie sich selbst ein ak- 
tuelles ‚Kuckucksei‘ ohne Wenn und 
Aber: Der einenfesten Arbeitsvertrag mit 
den Anstalten besitzende Christoph 
v. Stritzky wurde schon vor Arbeitsantritt 
mit der Begründung gefeuert, er besitze 
keine „ausreichende psychische Belast- 


barkeit‘‘. Die Mitarbeilervertretung be- 


wertete den Rausschmiß als ein „‚inner- 
kirchliches Berufsverbot'‘. Kenner des 
Kirchenklüngels in der Nordelbischen 
Kirche, dessen Synode (Kirchenparla- 
ment) Stritzky angehörte, weisen auftat- 
sächliche Gründe hin: Stritzky hatte in 
der Synode engagiert u.a. die Kündi- 
gung der Konten bei den Banken gefor- 
dert, die mit dem Apartheids-Regime in 
Südafrika Geschäfte machen. Dieser 
Standpunkt wurde dem Leiter dar Alster- 
dorfer Anstalten, Pastor Mondry, von ei- 
nigen Synodalen zugetragen — Ergeb- 
nis siehe oben. Immerhin zieht der Fall 
Kreise: Der Präsident der Nordelbischen 
Kirche wurde aufgefordert, zu dem „in- 
nerkirchlichen Denunziantentum‘ Stel- 


6 weitere Behinderten- 
Appartements 
in Neuwied 


In der Hermannstraße in Neuwied-City 
wird die BEHINDERTEN- und SENIO- 
RENHILFE e,V. durchden Umbau eines 
Wohnhauses weitere 6 Appartements 
für Behinderte einrichten. Mit diesem 
Projekt setzt diese Selbsthilfeorganisa- 
tion konsequent ihren Weg der sozialen 
Integration Behinderter, diesonstaufei- 
ne Heimaufnahme angewiesen wären, 
fort. 

Die neuen Bewohner erhalten, soweit 
sie dies wünschen und soweit dies erfor- 
derlich ist, beschützende Betreuung 
und im Verbund mit den von der BEHIN- 
DERTEN- und SENIOÖRENHILFE 
gleichzeitig unterhaltenen „Ambulan- 
ten Diensten‘ istdieindividuelle Versor- 
gung optimalsichergestellt. Alldas, was 
die Bewohner noch selbst tun können, 
erledigen sie auch selbst. Wenn sie die 
„Ambulanten Dienste‘, z.B. für Haus- 
haltsreinigung und Pflege, in Anspruch 
nehmen, kommen sie dafür selbst auf 
aus ihrem Einkommen bzw. dem ihnen 
gewährten Pflegegeld. Damit ist sicher- 
gestellt, daß es zu keiner Überversor- 
gung kommt und nur die Hilfe abgerufen 
wird, die der Einzelne auch unumgäng- 
lich benötigt. 


Einladung 
zur 
internationalen 
Arbeitstagung 


Selbstbestimmtes 
Leben 


Erfahrungsaustausch zwischen 
Behinderten aus den USA und der BRD 


8.— 13.6.1987 


Tagungsort: Jugendherberge Bade- 
mühlen 2730 Zeven (ca. 40 km von Bre- 
men) 


Tagungsgebühr: 50,— DM incl. Ver- 
pflegung und Übernachtung, Fahrtko- 
sten können nicht erstattet werden 


Teilnehmerzahl: muß aus organisatori- 
schen Gründen auf 50 Personen be- 
grenzt werden 


Ausführliches Programm einschl. Weg- 
beschreibung erfolgt nach Anmeldung 


Kontonummer: Postscheckamt Ham- 
burgBLZ200 100 20,KtoNr. 943 2 -200 


Der Erfahrungsaustausch soll in Ar- 


- beitsgruppen erfolgen, an denen je- 


weils ein/e Referent/in aus den USA und 
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Aus einer alternativen 


Stadtzeitung 


Einbeinige, jüngere M finde ich 
ziemlich aufregend. Ich, M, jung + 
groß, hübsch + sympathisch, 'er- 
warte prickelnde Zuschriften! 
Chiffre 1/21 


Geplant sind Arbeitsgruppen zu den fol- 
genden Themen: 


— Vergleich Independent Living-Move- 


ment-Behindertenbewegung 


— Behinderte Frauen 
— Peer-Counselling (Betröffenenbera- 


tung) 


— Antidiskriminierungsgesetz 

— Wohntraining— Wohnsituation 

— Schulische Integration 

— Berufliche Integration — Supported 


Employment (Unterstützte Arbeits- 
verhältnisse) 


— Verhältnis von Beratung und Hilfe 
— Pflegeorganisation 
— (gemeinsame?) Perspektiven 


Selbstbestimmtes Leben 


JA! 


Heim und Bevormundung? 


NEIN! 


lung zu beziehen. der BRD teilnehmen werden. Für Über- Selbstbestimmtes Lebene.V. 


setzung ist selbstverständlich ge- Ostertorsteinweg 98, 2800 Bremen 1 


Telefon 0421 /7 
UdoSierck FM elefon 0421/7044 09 
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Der Verlag „‚Schwarze Seele‘ überar- 
beitet zur Zelt den „Ratgeber für Ge- 
fangene‘‘, der dann bald erscheinen 
wird. Sie brauchen dafür unsere, Eue- 
re Mitarbeit. Dazu folgender Text aus 
dem Anschrelben an uns: 


Da es ja auch behinderte Gefangene 
gibt, ist es uns wichtig, in den Ädressen- 
teil Anschriften von Anlauf- und Informa- 
tionsstellen aufzunehmen, von denen 
auch die Bereitschaft zur Auseinander- 
setzung mit dieser speziellen Problema- 
tik zu erwarten ist. Genauer: gibt es Or- 
ganisationen, Selbsthilfegruppen, 
Rechtsanwälte, andere Einzelpersonen, 
die sich mit der spezifischen Situation 
körperbehinderter Menschen im Vollzug 
auseinandergesetzt haben, bzw. dazu 
bereit wären und/oder die diese nach ih- 
rer Entlassung unterstützen würden. 


ET EREEEEEEESEREEEEEEREEEEEEEEEEEEEERGEEEEEEEEREEEEEEEREEE 


Technische Universität Berlin 


Prof. Dr. Ulf Preuss-Lausitz 

Prof. Uwe Richter 

Prof. Jutta Schöler 

Dipl. Päd. Frauke Mansholt 

Dipl. Päd./Dipl. Psych. Monika Schu- 
mann 


An der Technischen Universität Berlin, 
Fachbereich Erzienungswissenschaf- 
ten, besteht seit5 Jahren die Arbeitsstel- 
le „Integrative Förderung schulschwa- 
cher/behinderter Kinder und Jugendli- 
cher‘. 


Die Schwerpunkte unserer Arbeit liegen 
im Aufbau einer Dokumentation und in 
der Beratung. Wir sammeln als einzige 
Einrichtung in Berlin systematisch Infor- 
mationen und Literatur zur Integration 
und Nichtaussonderung behinderter 
Kinder in der Schule und in anderen pä- 
dagogischen Einrichtungen aus Berlin, 
der Bundesrepublik und dem europäl- 
schen Ausland. 


Unsere Dokumentationssammlung be- 

steht aus 

— aktuellen Materialien zur integrativen 
Förderung behinderter Kinder, 


— didaktischen Materialien für die Be- 
handlung des Themas „Behinderte‘' 
im Unterricht {Unterrichtseinheiten, 
Kinder- und Jugendliteratur). 


Ganz langfristig überlegen wir auch die 
Einfügung eines eigenen Kapitels über 
diesen Bereich — da es sich bei dieser 
Auflage des ‚Ratgebers‘ um eine ‚lose- 
Blatt-Sammlung' handeln wird, besteht 
die Möglichkeit, immer wieder Ergän- 
zungen einzufügen — dies hängt aber, 
abgesehen von den finanziellen Proble- 
men, von det Information von Betroffe- 
nen und Interessierten inner- und außer- 
halb der Knäste ab. 


Bitte wendet Euch umgehend an „Ver- 
lag Schwarze Seele, Prinzessinnenstr. 
16, 1000 Berlin 61. 


Die Mitarbeiter/innen der Arbeitsstelle 
stehen zur Verfügung für 


— Anregungen zur Anfertigung wissen- 
schaftlicher Arbeiten und für Prü- 
fungsvorbereitungen zum Thema In- 
tegration behinderter Kinder, 


— Beratung von Eltern, Lehrern und In- 
stitutionen bei Fragen zur Integration 
bzw. Nichtaussonderung behinderter 
Kinder. 


Ferner werden von uns Fortbildungsver- 
anstaltungen für Lehrer/innen in Zusam- 
menarbeit mit der Diesterweg-Hoch- 
schule durchgeführt undööffentliche Ver- 
anstaltungen zur integrativen Förderung 
behinderter Kinder und Jugendlicher or- 
ganisiert und unterstützt. 


Im Rahmen unserer Literatur- und Infor- 
mationssammlung sind wir für Hinweise 
und Materialien dankbar. 


Anschrift der Arbeitsstelle: 
TU Berlin, Sekr. FR4—3 
Franklinstr. 28/29 

1000 Berlin 10 

Raum 4537 

Tel.: 314 44 34 


Öffnungszeiten im Jahr 1986: 
Mo 10.00—13.00 

Mi 10.00—12.00 

Do 13.00— 16.00 

und nach Vereinbarung 


Magazin 


Werkstatt-Boom in Sicht 

Der Vorsitzende der Bundesarbeitsgemein- 
schaft Werkstätten für Behinderte (WfB), 
Dietrich Anders, hat einen Zusatzbedarf von 
35.000 Sonderarbeitsplätzen errechnet. 
Hinzukommen sollen noch 15.000 zusätz- 
liche Plätze für psychisch behinderte Men- 
schen, die zukünftig in die WfB ‚integriert‘ 
werden sollen. Dem damit angestrebten 
Durchbruch der Schallmauer von 100.000 
WiB-Plätzen wird zielsicher zugearbeitet: 
Neue Sondereinrichtungen werden mit gro- 
Bem finanziellem Aufwand bundasweit er- 
richtet (vgl. RANDSCHAU Nr. 4). Jüngstes 
Beispiel: Für den Neubau einer zweiten Be- 
hindertenwerkstatt in Nürberg werde neun 
Millionen Mark veranschlagt. In Nürnberg- 
Langwasser arbeiten schon 240 Behinder- 
te in einer WfB, 120 Plätze sollen mit dem 
Neubau bis 1988 hinzukommen. Bayerns 
Sozialminister Hillermeier wies die Arbeit- 
geber nochmals darauf hin, daß sie bei ei- 
ner Auftragserteilung an die WfB 30 % des 
Rechnungsbetrages auf eine evtl. zu zah- 
lende Ausgleichsabgabe nach de Schwer- 
behindertengesstz anrechnen können. Der 
Sozialminister, verwegen die Wirkung auf 
den Kopf stellend, meint: „Durch die Auf- 
tragserteilung helfen Sie mit, Arbeits- und 
Beschäftigungsplätze für Behinderte zu 
schaffen und zu erhalten.‘ 


ee TE 


7. Bundesdeutsche 
Spastikersportspiele 

in Saarbrücken 

Weitüber 120 spastisch gelähmte Sport- 
ler aus allen Teilen der Bundesrepublik 
Deutschland haben sich bereits jetzt zu 
den 1. Bundesdeutschen Spastiker- 
sportspielen (12.—14. "Juni 87/3aar- 
brücken) angemeldet, für die der Bun- 
desverband im Saarländischen Behin- 
derten-Sportverband einen kompeten- 
ten Ausrichter fand. Sportler und Betreu- 
erwerden während der SpieleinderLan- 
dessportschule des Saarlandes unter- 
gebracht, auf deren Gelände sich alle 
Sportstätten befinden. 


Die Wettkämpfe werden in verschiede- 
nen Bahn- und Feldsportarten (z.B. Roll- 
stuhlslalom, Rollstuhlrennen, Zwei- und 
Dreiradrennen, 100-, 200-, 400- und 
800 m-Lauf, Kugelstoßen, Diskus, Speer 
und Weitsprung), im Schwimmen sowie 
in Tischtennis und Boccia ausgelragen. 
Die Gestaltung des Wetikampfpro- 
gramms ermöglicht auch die Teilnahme 
von Sportlerinnen mit schwersten Behin- 
derungen. Um den Sport- und Spielcha- 
rakter der Veranstaltung zu wahren, wird 
bei den Spastikersportspielen weitge- 
hend auf das im Sportübliche Leistungs- 
denken, auf die Vergabe von Medaillen 
undaufSiegerehrungen verzichtet. Statt 
dessen erhält jeder Teilnehmer eine Ur- 
kunde, auf der die in der jeweiligen Diszi- 
plin erreichten Bestleistungen notiert 
sind. 
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„Mobile Soziale Hilfes- 
dienste‘‘ in Rheinland- 
Pfalz 


Zur Aufrechterhaltung dereigenen Woh- 
nung von Alten und Behinderten im Ge- 
gensatz zur Heimunterbringung ist lan- 
desweit der Auf- und Ausbau der ‚Mobi- 
len Sozialen Hilfsdienste‘' voranzutrei- 
ben. Dies istnach Auffassung des Vorsit- 
zenden der Behinderten- und Senio- 
renhilfe, Josef Kretzer, Neuwied, sine 
Forderung, der der neue Doppelhaus- 
halt des Landes Rheinland-Pfalz durch 
einen entsprechenden Haushaltsansatz 
Rechnung tragen müsse. 


Neben den Sozialstationen leisten diese 
ambulanten Dienste, wie sie in Neuwied 
von der Behinderten- und Seniorenhil- 
fe eingerichtet seien, unschätzbare Hilfe 
bei der Versorgung von Hilfebedürftigen 
in der eigenen Wohnung. Hierdurch wer- 
den in hohem Maße Kosten für die statio- 
näre Unterbringung bei Land und Kom- 
muns eingespart. 


Es reicht nach der Ansicht Kretzers nicht 
aus, nur an zwei Stellen im ganzen Lan- 
de diese Dienste zu fördern, sondern 
überall dort, wo die Notwendigkeit vor- 
handen sei, müsse auch die Landesre- 
gierung den von ihr propagierten Vor- 
rang der häuslichen Pflege unterstützen 
und die Träger nicht allein lassen. 


Auch kann man ss nicht allein den Kom- 
munen überlassen, hier eine flächen- 
deckende Versorgung zu gewährleisten, 
selbst wenn die örtlichen Träger der So- 
zialhilfe vorrangig entlastet werden bei 
der Vermeidung von Heimpflegekosten. 
Das Land ist hier, wie bei den Sozialsta- 
tionen, in die Pflicht genommen in seiner 
Verantwortung gegenüber der ständig 
steigenden Zahlan alten undhilfsbedürtf- 
tigen Menschen. 


Vorallen Dingenistein landespolitischer 
Handlungsbedarf deshalb gegeben, 
weil bei den Bonner Koalitionsverhand- 
lungen vereinbart wurde, vor 1989 keine 
Leistungsgesetze zu verabschieden. 
Somit ist auch die bundesweite Absichie- 
rung des Risikos der Pflegebedürftigkeit 
in unabsehbare Ferne gerückt. Für die 
Hilfsbedürftigen die jetzt dringend auf 
Unterstützungangewiesen sind bzw. vor 
einer Heimaufnahme stehen, weil sie 
sich zuhause allein nicht mehr helfen 
können, bringt dies alles nichts. 


Wennsich das Land richtigerweise dazu 
bekennt, dem alten und behinderten 
Menschen die Möglichkeit zu geben, so- 
lange wie möglich seinen eigenen Haus- 
stand aufrechtzuerhalten und „daheim 
statt im Heim'‘ zu bleiben, dann muß 
auch vom Land hierfür die Vorausset- 
zung geschaflen werden. 


„Mobile Soziale Hilfsdienste‘', Sozial- 
stationen und ehrenamtliche Hilfe bieten 
neben- und miteinander ein leistungs- 
starkes soziales Netz. Die finanzielle Ab- 
sicherung darf nicht länger verschoben 
werden. 


Mit dem Auto In den Urlaub: 
ADAC-Leitfaden für Notrufe 


Wichtige Telefon-Nummern inEuropa 


Unterschiedliche Telefon-Nummern in 
den Urlaubsländern für Polizei, Ret- 
tungsdienste und Pannenhilfe sind Pro- 
blerne für die Reisenden. Der ADAC hat 
deshalb als Wegweiser seine Übersicht 
„Hilfe aufEuropas Straßen‘ aktualisiert, 


Für23 Reiseländer nenntdie Aufstellung 
nicht nur die Polizei- und Rettungs-Num- 
mern, sondern auch die der zuständigen 
deutschen Vertretung und die aller 
ADAC-Auslandsstützpunkte sowie der 
Partnerclubs, bei denen auch die Inha- 
ber von ADAC-Schutzbriefen im Notfall 
direkt Leistungen abfordern können. 


Wer im Ausland keine Hilfe erhält, dem 
bleibt für alle Fälle die Tag und Nachter- 
reichbare Notruf-Nummer 22 22 22 der 
Münchner ADAC-Zentrale. 


Erneuerung der Innenstädte 


„Die menschengsschaffene Umwelt 
hat Barrieren gagendievolle Teilnahme 
und Gleichheit von behinderten und al- 
ten Bürgern.‘ Die meisten Hindernisse 
gibt es in älteren urbanen Arealen in der 
Form von Häusern mit Treppen und oh- 
ne Aufzug, Hindernissen auf den Stra- 
Ben und Bürgersteigen, und nicht ak- 
zeptablen öffentliche Transport-Sy- 
steme.“ 

Mit diesen Gegebenheiten und den 
Möglichkeiten, etwas zu ändern, will 
sich der CIB (International Council for 
Building Research Studies and Docu- 
mentation) in einem Kongreß auseinan- 
dersetzen. Die Tagung findet vom 18. 
bis 17. Oktober 1987 in Prag statt. An- 
meldungen an Coordinator Professor 
Sven Thiberg, Department of Building 
Function Analysis, School of Architectu- 
re, The Royal Institute of Technology, 
S-100 44 Stockholm, Schweden. 


Auto-Urlaub ’87: Hilfe auf Europas Straßen 
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die randschau - Schwerpunkt-Thema _ 


Das Zentrum „Selbstbestimmtieben“ in Bremen 


Selbstbestimmt leben 


— Entwicklung eines Bremer Projektes — 


Am 15.10.1986 ging ein langgehegier 
Wunsch in Erfüllung: Unser Projekt 
„Selbstbestimmt Leben’ konnte die Ar- 
beit aufnehmen. 


Das Projekt ist das Ergebnis einer mehr- 
jährigen Entwicklung zu einer besseren 
Organisation undDurchsetzungunserer 
Interessen, die 1978 mit der Gründung 
der Krüppelgruppe begann. Die Be- 
zeichnung „Krüppel‘‘ ist als bewußte 
Provokation gedacht, als Ausdruck ei- 
nes neuen Selbstverständnisses behin- 
derter Menschen. 


Das Wort „Krüppel‘‘ verdeuticht die ge- 
sellschaftlichen Verhältnisse, die z.B. 
Aussonderung bedeuten, vielbesser als 
„behindert‘‘, das eher verschleiernd 
wirkt. Behindert werden Fußballspieler, 
im Straßenverkehr kommt es zu Behin- 
derungen und schließlich: „Sind wir 
nicht alle ein bißchen behindert?‘ Das 
häßliche Wort „Krüppel'‘ zerstört diese 
scheinbare Harmonie. Es bedeutet 
auch, sich gegen die „Be-hinderung“ 
durch eine nichtbehinderte Gesellschaft 
zu wehren. 


Ausgangspunkt der Krüppelgruppe war 
die gemeinsame Betroffenheit vom 


Krüppel-Sein, was bedeutete, daß Nicht- 
behinderte an den Treffen der Gruppe 
nichtteilnehmen konnten. Dieswar auch 
wichtig, um zu vermeiden, daß die Nicht- 
behinderten die Krüppel bevormunde- 
ten. 


Die Zielsetzung der Gruppe war, die Le- 
bensbedingungen von Krüppeln und Be- 
hinderten in dieser Gesellschaft zu ver- 
bessern und die Behindertenpolitik nicht 
mehr den Nichtbehinderten Stellvertre- 
tern zu überlassen. Dabei zeigte sich, 
daß es für die Gruppenmitglieder not- 
wendig war, ihre Erfahrungen als Krüp- 
pe! gemeinsam aufzuarbeiten. Nach au- 
Ben trat die Krüppelgruppe immer poli- 
tisch auf. Zu den damaligen Forderun- 
gen gehörten z.B. die Verbesserung der 
wWohnsituation, Schaffung der Voraus- 
setzungen für ein Leben von Behinder- 
ten außerhalb von Heimen und die Erhö- 
hung der Mobilität. In den Jahren 
1980/81 waren wir hauptsächlich mit Ak- 
tionen zum Fahrdienst für Behinderte, 
der in Bremen gekürzt werden sollte, be- 
schäftigt. 


Ebenfalls 1980 gründeten wirden „Krüp- 
pelselbsthilfe e.V.‘. In der Satzung war 


bereits die Unterstützung von Initiativen 
im Bereich der Verbesserung der Wohn- 
und Lebensverhältnissse Behinderter 
ebenso als Zieltormuliert wie die Einrich- 
tung eines Kontakt- und Beratungszen- 
trums für Behinderte. Eine dieser Initiati- 
ven war der rollstuhlgerechte Umbau ei- 
nes Altbaus in der Bremer Innenstadt. In 
diesem Haus wollten die Mitglieder der 
Krüppelgruppe sowohl wohnen als auch 
— nach dem Motto: „Zusammen woh- 
nen — zusammen politisch arbeiten‘ — 
im Erdgeschoß eine als Kommunika- 
tionsstätte für Krüppel und Behinderte 
gedachte Teestube betreiben. Leider 
dauerte der Umbau mit allem hin und her 
drei Jahre, so daß sich die Mitglieder der 
Gruppe gezwungenermaßen andere 
Wohnmöglichkeiten hatten suchen müs- 
sen. Der Plan der im Erdgeschoß geplanı- 
ten Teestube blieb jedoch bestehen und 
wurde im Herbst 1983 verwirklicht. 


Die im Haus vorhandenen Wohnräume 
vermittelten wir an andere Krüppel, von 
denen einige auch aus Heimen kamen. 
Unser Prinzip dabei war, daß mit der 
Wohnungsvermittlung unsere Hilfe 
beendet sein sollte, da im Hause selb- 
ständiges undkein,, betreutes‘ Wohnen 
stattfinden sollte. Dabei gingen wir aller- 
dings davon aus, daß die Krüppel, die in 
das Haus ziehen würden, die gleichen — 
oder mindestens vergleichbare — Vor- 
aussetzungen zum selbstbestimmten - 
Leben mitbringen würden, wie sie die 
Mitglieder derKrüppelgruppe mittlerwei- 
le erworben hatten. Es zeigte sich jedoch 
sehrschnell, daß die Bewohner des Hau- 
ses Probleme und Konilikte hatten, die 
sie alleine nicht lösen konnten. Durchdie 
räumliche Nähe — die Existenz der Tes- 
stube im Erdgeschoß — wurden wir mit: 


diesen Problemen konfrontiert und ver- 
suchten, sie gemeinsam mit den Haus- 
bewahnern zu lösen. 


Im Laufe der Zeit wurden einzelne Mit- 
glieder der Krüppelgruppe immer häufi- 
ger von Behinderten auf Unterstützung 
bei der Lösung von Problemen z.B. mit 
der Wohnraumbeschaffung, mit Behör- 
den — vor allem dem Sozialamt —, mit 
der Pflegeorganisation usw. angespro- 
chen, Diesüberstiegziemlichschnellun- 
sere Möglichkeiten und vor allem unser 
Zeitbudget, da alle diese Arbeit ehren- 
amtlich leisteten. So wuchs immer mehr 
die Idee, diese Arbeit zu professionalisie- 
ren und so auch möglichst vielen Behin- 
dertenzugänglich zumachen. Aus unse- 
ren Erfahrungen haben wir gelernt, daß 
die Fähigkeit, selbstbestimmt zu leben, 
nicht als selbstverständlich vorausge- 
setzt werden kann, sondern oftmals — 
z.B. nach jahrelanger Heimunterbrin- 
gung — mit Unterstützung erst wieder 
gelernt werden muß. 


Ende 1982 bekamen wir ein Papier mit 
dem Titel: „Aktion Autonom Leben 
(AAL), ein internationales Modellprojekt 
. . „ zum Aufbau und zur Verbreitung von 
‚Centers for Independent Living‘ in der 
BRD und in Großbritannien“. Dieses 
Konzept war auf dem VIF-Kongreß (VIF 
= Vereinigung Integrationsförderung) 
„Behindernde Hilfe oder Selbstbestim- 
mung der Behinderten‘', der vom 24.— 
26.3.1982 in München stattfand, von Be- 
hinderten und befreundeten Experten 
aus England, Schweden und den USA 
entwickelt worden. 


Wirlasen das Papier und dachten: ‚Das 
ist es! Das ist genau das, was wir uns im- 
mer vorgestellt haben: Krüppel bauen 
was auf für Krüppel, Krüppel bestimmen 
was läuft, und wie es läuft.‘ Da wir stark 
interessiert waren, nahmen wir mit der 
VIF Kontakt auf und erfuhren bei der Ge- 
legenheit, daß wir die einzigen waren, die 
sich außer den Münchnern noch für die- 
ses Projekt interessierten. 


Nachundnachgeselltensichnoch ande- 
re interessierte Gruppen hinzu und 
schließlich waren es fünf: München, Hei- 
delberg, Regensburg, Hannover und 
Bremen. Auf Treffen dieser Gruppen 
wurde der inhaltliche Rahmen des Pro- 
jektes festgelegt, die Zielgruppe und die 
Arbeitsschwerpunkte (Helfervermitt- 
lung, Rechtsberatung, Wohnungsver- 
mittlung, Mobilität, Schulung der Krüp- 
:pel wie auch der Helfer) festgelegt. Auf 
diesen Treffen zeichneten sich auch be- 
reits Konflikte ab, so z.B. hinsichtlich der 
Frage, wie schwer behindert jemand 
sein müsse, um mitarbeiten zu dürfen. 
Mußte die-/derjenige selbst pflegeab- 
hängig sein oder reichte es, wenn siefer 
„nur behindert war? 


Problematisch war auch der stark hierar- 
chische und zentralistisch auf die VIF in 
München ausgerichtete Aufbau des Pro- 
jekts, der die Autonomie der regionalen 
Projekte gefährdete. Ebenfalls proble- 
matisch war die starke, auf raschen Er- 
folg orientierte Ausrichtung des Projek- 
tes auf eine sog. „„Motivationselite“. Da- 
mit waren Krüppel gemeint, die schon 
sehr klare Vorstellungen von ihrem auto- 
nomen Leben haben und somit nur noch 
geringer Unterstützung bedurft hätten. 
Diejenigen, die ‚noch nicht weit genug‘“ 
sind, wären demnach unverrichteter 
Dinge wieder nach Hause, bzw. ins Heim 
zurückgeschickt worden. Dennoch wur- 
de zunächst weiter gemacht. 


Es sollten regionale Konzepte erstellt 
werden. Also setzten wir uns auf den Ho- 
senboden und erstellten ein Projektkon- 
zept für Bremen. Die anderen waren 
(fast) genauso fleißig wie wir, undso wur- 
den in der Folgezeit die verschiedenen 
Konzepte diskutiert, aufsie im Einzelnen 
einzugehen würde hier jedoch zu weit 
führen. 


Im Mai 1983 nahmen Mitglieder der ge- 
nannten Gruppen — also auch unserer 
— an dem Indspendent-Living-Kongreß 
inden USA teil. Nach der Rückkehr stan- 
den wir dem Projekt wesentlich kritischer 


gegenüber, vor allem im Hinblick aufdie . 


Frage, ob es sinnvoll sein konnte, ein 
amerikanisches Modell mehr oder weni- 
ger unverändert auf bundesdeutsche 
Verhältnisse zuübertragen. Dadiefinan- 
zielle Absicherung der meisten Behin- 
derten in den USA schlechter als hier ist, 
sind sie gezwungen, sehr ökonomisch 
an die Lösung ihrer Probleme hinsicht- 
lich der Pflegeabsicherung heranzuge- 
hen. Dadurch werden oft Lösungen „ge- 
wählt‘‘, dienichtmehr als autonomesLe- 
ben bezeichnet werden können, so z.B. 
wenn sich zwei Pflegeabhängige eine 
Hilfsperson teilen müssen, weil ambu- 
lante Pflege ansonsten nicht zu finanzie- 
ren ist. 
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im Laufe des Sommers kamen uns im- 
mer mehr Bedenken. Hatten wir über- 
haupt die Basis, um ein derartiges Pro- 
jekt aufzubauen? Oder begingen wir ge- 
rade den alten Fehler, etwas für andere 
anzuleiern ohne diese miteinzubezie- 
hen, was uns selbst oft begegnet war? 
Als sich herauskristallisierte, daß das 
Projekt wirklich nur für eine Elite von 
Krüppeln nämlich die „Spätbehinder- 
ten, seinsollte, wurdeuns immer klarer, 
daß dies nicht mehr unser Projekt war. 
Das hatte nichts mehr.mit den Behinder- 
ten zu tun, die unsere Hilfe in Anspruch 
genommen hatten. 


Aber im Sinne der Erfolgsorientierung 
der Münchner waren „Spätkrüppel‘‘ na- 
türlich eher „Erfolgsgaranten‘ als z.B. 
Heimkrüppel, die in der Regel von Kind- 
heit an nichts anderes als Bevormun- 
dung und Fremdbestimmung erfahren 
haben und so selbstbewußtes Auftreten 
und Handeln nicht lernen konnten. Dies 
erschwert natürlich zunächst ein Leben 
außerhalb des Heimes, zumal es sich die 
Behinderten oft selbst nicht vorstellen 
können. „Spätkrüppel“ haben dagegen 
wesentlich bessere Voraussetzungen 
für ein selbstbestimmtes Leben. Sie ha- 
ben in der Regel schon eine Ausbildung 
und Berufserfahrung und sie wissen 
auch, wie ein selbstbestimmtes Leben 
abläuft, da sie es ja bis zum Eintritt ihrer 
Behinderung schon praktiziert haben. 
So sind sie auch als Krüppel wesentlich 
leichter für ein selbstbestimmtes Leben 
fitzumachen. Für uns stellte diese aus- 
schließliche Orientierung auf diese Un- 
tergruppe eine durch nichts zu rechtferti- 
gende Begünstigung einer Gruppe dar, 
die ohnehin schon bessere Vorausset- 
zungen hat. Alle anderen wären heraus- 
gefallen. So stiegen wir Ende 1983 aus 
dem Projektzusammenhang aus. Wir 
hatten jedoch nach wie vor im Kopf, et- 
was aufzubauen, daß Behinderte beider 
Realisierung eines selbstbestimmten 
Lebens unterstützt, 
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Nach diesen Erfahrungen mit einem 
überregionalen Projektbeschlössen wir, 
uns nun zunächst einmal auf die örtli- 
chen Gegebenheiten zu konzentrieren. 
In der Folgezeit richtete der Bremer 
DPWV die Arbeitsgruppe ‚Ambulante 
Hilfen für Behinderte” ein. Neben Ver- 
treter/inne/n der Dienstleistungszentren 
und anderer Träger, die im ambulanten 
Bereich tätig sind, nahmen auch wir an 
dieser Arbeitsgruppe teil. Ziel war, her- 
auszuarbeiten, was in Bremen auf die- 
sem Gebiet bereits geleistet wurde und 
wo Defizite bestanden. Dabei stellte sich 
heraus, daß die etablierten Organisatio- 
nen den Bodürfnissen von Menschen mit 
einem hohen Pflegsbedarf nicht gerecht 
werden können. Es wurde das Fehlen 
von Betröffenenberatung und Möglich- 
keiten zum Austausch unter Behinder- 
ten konstatiert, darüber hinaus ein gro- 
Bes Defizit im Hinblick auf die sozial- 
rechtlichen Kenntnisse und Informatio- 
nen, die benötigt werden, um die Finan- 
zierung intensiver Pflegeverhältnisse 
durchzusetzen. 


Auf der Basis dieser Erkenntnisse und 
unserer Vorstellungen entwickelten wir 
das Konzept für das Projekt „Selbstbe- 
stimmtesLeben‘', OberstesZieldes Pro- 
jektas sollte sein, Bedingungen zu schaf- 
fen, die auch stark pflegeabhängigen 
Menschen eine ambulante Pflege ge- 
währleisten, die die gleiche Sicherheit 
wie im Heim bietet, ohne dessen Struk- 
turmerkmale zu reproduzieren. Diese 
Merkmale sind im wesentlichen: Bevor- 
mundung durch Pflegekräfte und Ein- 
richtungen, dieüber die gesamte Person 
verfügen; Abhängigkelt von der Hilfsbe- 
reitschaft anderer; Einschränkungen 
durch Dienstpläne, Zuständigkeiten, be- 
grenzte Zeit und Aufgaben des Perso- 
nals; Isolation durch Verlust der häusii- 
chen Athmosphäre sowie der Kontakte 


notwendig, daß den Betroffenen die 
Kompetenzen, die zum Führen eines 
selbstbestimmten Lebens notwendig 
sind, zurückgegeben bzw., daß ihnen 
diese gar nicht erst genommen werden. 
Die Finanzkompetenz, d.h. das Verfü- 
gen über die finanziellen Mittel, von de- 
nen die Pflege bezahlt wird, ist eine der 
wichtigsten Voraussetzungen dafür, daß 
Pflegeabhängige über Art, Umfang und 
Ablauf der Pflege bestimmen können, 
Sie haben dann auch die Organisa- 
tionskompetenz, entscheiden also 
selbst über Art, Form und Zeitpunkt der 
Pflege. Dies ist sowohl in Heimen als 
auch bei Anbietern ambulanter Pflege 
nicht möglich, da diese bestrebtsind, mit 
ihren Dienstplänen den möglichst effek- 
tiven Einsatz ihrer Helfer zu gewährlei- 
sten. Dabei wird auf die Bedürfnisse von 
Einzelpersonen nur sehr begrenzt Rück- 
sicht genommen. Damit hängt auch die 
Personalkompetenz zusammen, womit 
gemeint ist, daß Pflegeabhängige selbst 
darüber entscheiden können, wer sie 
pflegt und diese Personen gegebenen- 
falls auch entlassen können. Die Perso- 
nalkompetenz wäre am besten gewähr- 
leistet, wenn die Pflegeabhängigen voll- 
ständig die Arbeitgeberfunktion über- 
nehmen würde, statt daß sie — wie bis- 
her üblich — beim Träger der Dienstlei- 
stungen liegen. Für die dann anfallen- 
‚den Arbeiten und Entscheidungen biete! 
die Beratungsstelie ihre Unterstützung 
an. Eineweitere wichtige Voraussetzung 
für ein selbstbestimmtes Leben pflege- 
abhängiger Menschen ist die Anlei- 
tungskompetenz. Die Pflegeabhängi- 
gen wissen selbst am besten, welche Art 
von Pflege sie brauchen. Pflegeabhängi- 
ge Menschen müssen deshalb in die La- 
ge versetzt werden, ihre Helfer selbstan- 
zuleiten. Das beinhaltet unter anderem 
das Artikulieren-Können von Bedürfnis- 


Nähere Auskünfte erteilt: 
Beratungsstelle für Pflegeabhälngige, 
Behinderte und deren Angehörige 
Ostertorsteinweg 98, 2800 Bremen 
Telefon: (0421) 7044.09 


zu Freunden und Bekannten; Verar- 
mung durch die hohen Kosten der Heim- 
unterbringung, wodurch die Betroffenen 
zu reinen Taschengsldempfängern wer- 
den, sowie die Abwertung des sozialen 
Ansehens, denn nur wer sich selbst hel- 
fen kann und zumindest nach außen hin 
selbständig ist, zählt etwas in dieser Ge- 
sellschaft. 


Um diese Strukturen aufzubrechen, 
bzw. sie nicht zu raproduzieren, ist es 


sen, aber auch die Fähigkeit, Helfern ge- 
zielt die benötigten Informationen geben 
zu können. Deshalb muß die Schulung 
der Betroffenen an oberster Stelle ste- 
hen, statt — wie üblich — nur die Helfer 
im Umgang mit Pflegeabhängigen aus- 
zubilden. Damit soll die Dominanz der 
Helfer vermieden werden, die allzuhäu- 
fig bestimmen wollen, was gut für die 
Pflegeabhängigen ist, ohne die Beson- 
derheiten der Person zu berücksichti- 
gen. 


Ein selbstbestimmtes Leben führen zu 
können, setzt auch voraus, daß die ent- 
sprechenden Personen die Raumkom- 
petenz haben, also im Gegensatz zur 
Heimunterbringung selbst entscheiden 
können, wo, wie und mit wen sie leben 
wollen. Für ein befrisdigendes Leben 
sind jedoch nicht nur guie äußere und 
technische Bedingungen entscheidend, 
sondern auch der Kontakt zu anderen 
Menschen. Deshalb muß jede/r die So- 
zialkompetenz haben, also die Möglich- 
keit und Fähigkeit die eigene Teilnahme 
am gesellschaftlichen Leben gestalten 
zu können und z.B. Kontakte zu Freun- 
den und Bekannten begründen und auf- 
rechterhalten zu können. Auch die So- 
zialkompetenz wirddurch den zirkulären 
Entmündigungsprozeß in den Institutio- 
nen verlernt bzw. gar nicht erst erlernt. 
Sie setzt sowohl Selbstbewußtsein und 
das Interesse, mit anderen Kontakt auf- 
zunehmen als auch Mobilität, die durch 
die Umrüstung des öffentlichen Perso- 
nennahverkehrs gewährleistet werden 
muß, voraus. 


Das Projekt „Selbstbestimmt Leben" 
wilt daran mitwirken, daß den Betroffe- 
nen die 0.9. Kompetenzen zurückgege- 
ben werden bzw. erhalten bleiben und 
gefördert werden. Unser Ziel ist dabei 
auch, durch Hilfeleistungen für einzelne 
die materiellen Voraussetzungen dafür 
zu schaffen, daß die Behinderten ihre In- 
teressen selbst wahrnehmen und vertre- 
ten, indem sie sich z.B. solidarisieren 
und auch politisch aktiv werden. Unsere 
Arbeit könnte deshalb auch als „politi- 
sche Dienstleistung‘‘ bezeichnet wer- 
den. 


Für ein Leben außerhalb des Heimes 
müssen vor allem vier Dinge gewährlei- 
stet sein: ausreichend Geld, eine geeig- 
nete Wohnung, Menschen, die die Pfle- 
ge erbringen und ausreichende Mobili- 
tät. Unsere Arbeit besteht nun darin, in 
Zusammenarbeit mit den Betroffenen, 
diese Voraussetzungen zu schaffen. Es 
ist dabei sehr wichtig, daß die Beratun- 
gen von ähnlich oder gleich Betroffenen 
durchgeführt werden. Wenn die Bera- 
tung nicht durch einen „weisen und 
„allwissenden‘ Nichtbehinderten hinter 
einem distanzierenden Schreibtisch 
durchgeführt wird, löst die Beratungssi- 
tuation weniger Angst aus. Darüber hin- 
aus werden die Betroffenen dazu ange- 
regt, ihre eigenen Grenzen zu über- 
schreiten, daauchdie GrenzenderBera- 
tendendeutlich werden. Die Beratenden 
müssen den Ratsuchenden vermitteln 
können, daßihreFortschritteauchfüran- 
dere zu erreichen sind. Sieüben so auch 
eine Art Vorbildfunktion aus, die Unvoll- 
kommennheiten nicht verschweigt. 


Neben der Beratung der Betroffenen 
kann auf Wunsch auch die Beratung der 
Familien oder Partner unter dem Aspekt 
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der Betroffenenberatung durchgeführt 
werden. Dabei ist es unser Ziel, das so- 
ziale Umfeld für mehr Selbstbestim- 
mung Behinderter zu sensibilisieren. 
Wichtig ist hier auch der Austausch zwi- 
schen Eltern behinderter Kinder oder 
Partnern Behinderter. 


Zur Finanzierung eines selbstbestimm- 
ten Lebens Pflegeabhängiger außerhalb 
des Heimes müssen viele Anträge ge- 
stellt, Widersprüche geschrieben, Be- 
hörden aufgesucht und vieles mühsam 
durchgesetzt werden. Die Beratung 
durch die Sozialbehörden ist schlecht 
und vor allem durch das Interesse ge- 
prägt, Geld zu sparen. Darum ist eine 
qualifizierte Beratung In sozialrechtli- 
chen Fragen, insbesondere im 
Rehabilitations- und Pflegerecht von 
entscheidender Bedeutung. Alle Mitar- 
beitenden des Projektes wissen dies aus 
eigener Erfahrung. Es kommt uns dabei 
nicht nur auf die reine Informationsver- 
mittlung und die direkte Hilfestellung an, 
sondern auf das Erlernen von Durchset- 
zungsstrategien gegenüber Behörden. 
Soistesz.B. einGrundprinzip, derartige 
Verhandlungen nie alleine, sondern, 
wenn möglich, in Begleitung kompeten- 
ter Freunde oder Bekannter zu führen. 


Die Wohnberatung, bzw. Hilfe und Un- 
terstützung beider Suche und/oder Um- 
gestaltung einer den individuellen Be- 
dürfnissen entsprechenden Wohnung, 
stehtin dar Regel am Anfang des Weges 
zu einem selbstbestimmten Leben. Dies 
ist jedoch in Bremen besonders schwie- 
rig. Die Wohnungshilfe des Sozialamtes 
hat das Monopol für die Vermittlung be- 
hindertengerechter Wohnungen. Die 
dort durchgeführte Tätigkeit istnoch am 
ehesten mit „Verwaltung des Mangels'' 
zubezeichnen. DieWohnungshilfe sorgt 
weder für die Schaffung ausreichenden 
behindertengerschten Wohnraumes, 
noch erfolgt die Vermittlung nach über- 
prüfbaren rationalen Kriterien. Besonde- 
re Wünsche bezogen aufLage und Aus- 
stattung der Wohnung werden als unan- 
gemessene Zumutung empfunden, und 
es sind bis heute noch nicht einmal Be- 
darfsfeststellungen erfolgt. 


Das Projekt „Selbstbestimmt Leben“ 
will deshalb langfristig eine eigane Woh- 
nungsvermiltlung aufbauen. Durch die 
Zusammenarbeit mit Wohnungsbauge- 
sellschaften und -maklern, die Ermit- 
tlung des Bedarfs an behindertenge- 
rechten/-freundlichen Wohnungen s0- 
wie eine intensive Öffentlichkeitsarbeit 
zur Schaffung eines diesbezüglichen 
Problembewußiseins wollen wir zur Er- 
höhung des Bestandes und zur Bedarfs- 
deckung beitragen. Auf politischem We- 
ge streben wir die Veränderurig der Lan- 
desbauordnung an, um zu erreichen, 
daß bei allen Neu- und Umbauten die 
Erdgeschoßwohnungen behinderten- 
freundlich gestaltet werden. 


Wir beraten auch bei der Pflegeorgani- 
sation. Ursprünglich hatten wir eine ei- 
gene Helfervermittlung geplant, auf die 
wir jedoch aus mehreren Gründen ver- 
zichteten. Zum einen gibt es in Bremen 
ein relativ gut ausgebautes Netz sog. 
Dienstleistungszentren in den Stadttei- 
len, deren Aufgabe die Vermittlung von 
Helfern ist, so daß eine zentrale Helfer- 
vermittlung eine Umkehrung der Regio- 
nalisierung gewesen wäre. Unserschien 
esals besserer Weg, durch ständige For- 
derungen an diese Institutionen deren 
Angebot zu qualifizieren. Der Verzicht 
auf eins eigene Helfervermittlung erfolg- 
tevorallemjedoch, um unsereUnabhän- 
gigkeit als Anwälte der Betroffenen nicht 
zu verlieren. In dem Augenblick, in dern 
man ambulante Hilfen anbietet, unter- 
liegt man automatisch Sachzwängen, 
denen man auch bei den besten Vorsät- 
zen nicht entrinnen kann. Ein ambulan- 
ter Hilfsdienst muß kostendeckend ar- 
beiten, d.h. er muß an seinem möglichst 
effektiven Einsatz seiner Helfer interes- 
siert sein. Dies bedeutet aber, daß sich 
bereits die Beratung am optimalen Hel- 
fereinsatz orientiert. Dieses birgt bereits 
die Gefahr, Pflegeabhängige zuentmün- 
digen und zu bevormunden in sich. Hin- 
zu kommen die Verhandlungen mit den 
Kostenträgern über Pflegesätze oderan- 
dere Formen der Finanzierung ohne Be- 


“teiligung der Betroffenen. 


Die Dienstleistungszentren sind aller- 
dings mit der Organisation intensiver 
Pflegeverhältnisse überfordert. Unsere 
Arbeit wird auch darin bestehen, in Zu- 
sammenarbeit mit den bestehenden 
Stellen und den jeweiligen Pflegsabhän- 
gigen die Pflege so optimal wie möglich 
zu organisieren, Da die Organisation der 
eigenen Pflege — vor allem bei hohem 
Pflegebedarf — sehr kompliziert und 


Teambesprechung 


zeitintensiv ist, bieten wir den Betroffe- 
nen Unterstützung z.B. bei der Abrach- 
nung mit dem Kostenträger an. Wenn 
Pflegeabhängige selbst die Arbeitgeber- 
funktion übernommen haben, wäre Un- 
terstülzungbei der Buchführung, beider 
Abführung der Arbeitgeberanteile, der 
Sozlalversicherung für die Angestellten 
und dergleichen mehr möglich. Durch 
dieses Angebot kann den Pflegeabhän- 
gigen die Angst vor der Arbeilgeberfunk- 
tion genommen werden, wobei dies aller- 
dings nur aine von mehreren Möglichkei- 
ten ist, die eigene Hilfe zu organisieren. 


Voraussetzung für den Mut und die Ent- 
scheidung, außerhalb des Heimes leben 
zu wollen, ist oft die Sicherheit ambu- 
lanter Pflege. Besonders wichtig ist es 
daher für uns, unsere Vorstellungen und 
die vorhandenen Möglichkeiten in die 
Heime hineinzutragen. Dadurch wird für 
viele ein Leben außerhalb des Heimes 
überhaupt erst vorstellbar. 


Gerade in den Heimen steht man aber 
diesen Ideen sehr skeptisch gegenüber. 
Als Argument gegen den Auszug aus 
dem Heim wird in der Regel die Schwere 
der Behinderung der Heiminsassen arı- 
geführt, nach dem Motto: „Unsere Be- 
hinderten können das nicht, die brau- 
chen ja Pflege rund um die Uhr!“. Nicht 
nur die Heimleitung vertritt dies, sondern 
auch die Mitarbeiter machen sich diese 
Argumentation bereits nach kurzer Zeit 
zu eigen und eine Vorbereitung für ein 
Leben ‚draußen‘ findet daher nicht 
statt, vielmehr wird den Bewohnern im- 
mer wieder dessen Unmöglichkeit vor 
Augen geführt, verbunden mit der Be- 
hauptung, daß es ihnen nirgends so gut 
gehen könne wie eben in diesem Heim. 
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Yolle Belegung und hohe Pflegesätze 
sind.die wirtschaftlichen Ziele dieser EEin- 
richtungen. Indem wir gleichzeitig Alter- 
nativen zur Heimunterbringung aufzei- 
gen und auf der politischen Ebene die 
pauschalen Pflegesätze bekämpfen, 
wollerı wir eine Umstrukturierung und 
langfristig die Auflösung der Heime, wie 
sie heute existieren, erreichen. Umstruk- 
turierung kann z.B. heißen, daß Behin- 
derte, die nicht aus dem Heim ausziehen 
wollen auch dort die Möglichkeit erhal- 
ten, über ihr Leben mitzubestimmen, 
z.B. bei der Auswahl des Pflegeperso- 
nals oder der Gestaltung des Tages- 
ablaufs. 


Große Bedeutung kommt der Schulung 
und Weiterbildung von Betroffenen 
und Helfern zu. Den Betroffenen sollen 
dabei vor allem die 0.9. Kompetenzen 
vermittelt werden. So werden dort prakti- 
sche Fragen wie: „Wie finde ich einen 
Helfer?‘', „Wie kann ich die notwendi- 
gen Tätigkeiten bei mir kurz und leicht 
verständlich abschreiben?‘“, „‚Wie führe 
ich ein Einstellungsgespräch?“ undder- 
gleichen mehr, z.T. in der Form von Rol- 
lenspielen, behandelt. 


Bei der Schulung der Helfer gehtes um 
eine kritische Reflexion der eigenen Rol- 
le und des eigenen Verhaltens der Pfle- 
geabhängigen gegenüber. Dazu gehö- 


ren z.B. die Fragen der Gewalt in Pfiege- 
verhältnissen, der Abhängigkeit und 
Ohnmacht der Gepflegten bzw. der Do- 
minanz und Macht der Helfenden oder 
umgekehrt, des Ekels und der Abwehr 
bei persönlichen Hilfen und der Akzep- 
tanz und Fairness im Arbeitsverhältnis. 


Im Projekt ‚SelbstbestimmtLeben" sind 
fünf Mitarbeiter zunächst aufABM-Basis 
angestellt: je eine Büro- und Verwal- 
tungskrafi, zwei Sozialpädagoginnen 
und ein Jurist. Alle in der Beratung täli- 
gen Mitarbeiter sind selbst behindert. 


Außer der Finanzierung der Lohnkosten 
erhalten wir derzeit keinerlei finanzielle 
Unterstützung. Sogar die Finanzierung 
der Arbeitsplatzanpassung an die be- 
sonderen Bedürfnisse der behinderten 
Mitarbeiter/innen wird verweigert. So 
streben wir zum einen eine angemesse- 
ne Finanzierung dieser Ausgaben an, 
zum anderen aber auch eine ABM- 
unabhängige Finanzierung des gesam- 
ten Projektes, um unsere Arbeit auch 
langfristig abzusichern. 


Bereits in der kurzen Zeit unserer Tätig- 
keit ist der ungedeckte Beratungsbedari 
in diesem Bereich offensichtlich gewor- 
den. Die aktuelle Situation in der ambu- 
lanten Pflege kann nach unseren Erfah- 


rungen nur als mangelhaft bezeichnet‘ 


werden. Dies gilt vor allem hinsichtlich 


Auch das „Zentrum für selbstbestimmtes Leben“ in Köln wird bald eröffnen. im 
Mornent wirdnoch renoviert, 


der Qualität, aber auch hinsichtlich der 
Quantität des Pflegeangebotes. 


Natürlich hatten wir jade Menge Anlauf- 
schwierigkeiten. Als die ABM-Stellen be- 
willigt waren, erwies es sich als außeror- 
dentlich schwierig, sie zu besetzen, 
Krüppel mit den entsprechenden Qualifi- 
kationen zu finden. Hinzu kam eine äu- 
Berst beengte Raumsituation, anfäng- 
lich saßen wir zu fünft in einem Raum! 
Das hat sich inzwischen entzerrt, größe- 
re Räumlichkeiten bedeuten aber auch 
immer höhere Kosten, derenAbdeckung 
bei einem Projekt, das sich nur aus ABM- 
Mitteln finanziert, schwer zu sichern ist. 
Unsere derzeitigen Mistkosten werden 
zu50 % vom Senator für Soziales bezu- 
schußt, darüber hinaus haben wir z.Zt. 
einen Antrag auf Bezuschussung der 
laufenden Kosten(Telefon, Porto. . .)ge- 
stellt, zumal diese Kosten doch um eini- 
ges höher liegen, als wir anfänglich 
dachten. 


In der Arbeit hat sich gezeigt, daß eine 
gute und kontinuierliche Öffentlichkeit- 
sarbeitsehr wichtig ist, sozusagen dasA 
und ©. Anlässe, an die Öffentlichkeit zu 
gehen, gibt es bei der derzeit praktizier- 
ten Sozialpolitik jagenug! Unser größter 
„Knüller‘‘ war bis jetzt, daß wir unrecht- 
mäßige Anrechnungsverfahren beim 
Pflegegeld öffentlich gemacht haben. 
Derartige Veröffentlichungen ließen die 
Zahl der Ratsuchenden immer sprung- 
haft ansteigen, die meisten wegen Pro- 
blemen mit Behörden und/oder Sachbe- 
arbeitern. Aus diesem Grund istes auch 
sehr wichtig, für ein solches Projekt, je- 
manden mit juristischem Sachverstand 
— am besten eine/n Jurist/in — im Team 
zu haben. Bei der Abklärung der Juristi- 
schen Fragen zeigt sich dann oft, daß 
sich hinter diesen reinen Sachfragen 
noch ganz andere Probleme verbergen. 


Viele Anfragen bezogen sich auch auf 
Möglichkeiten zur Freizeitgestaltung. 
Dabeigehtes vorallem darum, unabhän- 
gigvon Heim und Familie seibständigEr- 
fahrungen mit anderen machen zu kön- 
nen. Die bestehenden Angebote bezie- 
hensich meist aufeine bestimmte Behin- 
dertengrupps undsprechendiegleichen 
Behinderten an, die schon im Alltag zu- 
sammen sind. Außerdem sind sie häufig 
pädagogisch strukturiert. Die eigene Ge- 
staltung und der ungezwungene Erfah- 
rungsaustauschbleiben aufder Strecke. 
Auch die gezielts Auseinandersetzung 
mit der eigenen Behinderung kommt zu 
kurz. Wir streben eins Konzeplionan, die 
diese slemente miteinander verbindet. 


Seibstbestimmt Leben soll zum Aus- 
gangspunkt einer Bewegung werden, 
die Krüppel mehr Selbstbewußtsein 
und Selbstvertrauen vermittelt und zu 
einer breiteren Bewegung zur Durchset- 
zung der eigenen Interessen und zur Be- 
seitigung der Diskriminierung beiträgt. 


ZA 


ZAP-Redaktions-Kollektiv, c/o Selbsthilfe-Zentrum, 


Liebe Leserin, lieber Leser! 
Dies ist also die zweite Ausgabe der 
ZAP, ein bißchen unter Zeitdruck ent- 
standen, weil sie rechtzeitig zum Ge- 
sundheitstag fertig werden sollte. 
Kurz zum Inhalt: 

Als Beispiel für alternative Arbeits- 
und Lebensformen schildern wir in un- 
serem Thema die Situation einiger Ko- 
operativen in Italien und (im nächsten 
Heft) in der BRD. Vor allem aber brin- 
gen wir anläßlich des Gesundheitsta- 
ges in Kassel die Zusammenfassung 
eines möglichen Sprechervertrages 
zwischen den Anti-Psychiatrie- 
Gruppen und der Partei der Grünen. 
Und — eine tolle Nachricht: das Netz- 
werk Selbsthilfe München unterstützt 
uns finanziell für die ersten Nummern. 
Wir freuen uns! 

Wir freuen uns außerdem über die äu- 
Berst freundliche Aufnahme durch die 
Randschau-Leute! 

Viel Spaß beim Lesen. Doch: Ohne 
Eure Mitarbeit geht es nicht! Schickt 
Beiträge, Leserbriefe, Stellungnah- 
men, abonniert, helft beim Vertrieb! 
Vielleicht sehen wir uns beim Gesund- 
heitstag ... 


die .ZAP Redaktion: Gerd Aujezdsky, 
Andreas Bohl, Christa Läpple, Rudolf 
Winzen, Josef Zehentbauer. 


Leben und Arbeiten. 


Leben oder Arbeiten. 


Oder beides? 


Auf der Suche nach menschenwürdi- 
ger, sinnvoller Arbeit.... Eine solche 
Arbeit zu finden, als gleichberechlig- 
ter Mitarbeiter in einem demokratisch 
geführten Betrieb — dies ist für einen 
„normalen“ Arbeitssuchenden fast 
schon ein Ding der Unmöglichkeit, 
und umso mehr für diejenigen, die 
sich in körperlich/seelischen Eigen- 
schaften vom Durchschnittsmenschen 
unterscheiden. 

Bei der Suche nach menschenwürdi- 
ger Arbeit — sind da Kooperativen ei- 
ne Alterntive? 

Wir stellen heute einige Kooperativen 
vor, in denen „normale“ Arbeiter, 
Psychatrie-Betroffene und körperlich 
Behinderte zusammenarbeiten. Im 
nächsten Heft schildern wir dann die 
Situation der wohl eindrucksvollsten 
Kooperative in Deutschland, der So- 
zialistischen Selbsthilfe (SSK) in Köln. 
Zunächst aber — 


Zeitschrift zur 


Anti 


sychiatrie 
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"| Forteto”, eine landwirtschaftliche Kooperative In der Nähe von 
Florenz: "Die jungen Leute von !Forteto' haben sich entschlossen, das zu 
machen, wovon andere nur träumen." 


Ein Blick nach Italien: 
Kooperativen und d 


Als erstes ein paar Worte zur italieni- 
schen Psychatrie-Reform: Seit einer 
Gesetzgebung im Jahre 1978/79 darf 
niemand mehr in eine psychatrische 
Klinik eingewiesen werden; außerdem 
werden alle psychatrischen Anstalten 
allmählich aufgelöst, und die einzel- 
nen Provinzen müssen alternative 
Strukturen (sozialpsychatrische Am- 
bulatorien, „Psychatrie-Betten“ in All- 
gemeinkrankenhäusern, Wohnge- 
meinschaften, Kooperativen, usw.) 
weiter ausbauen. Zwangseinweisun- 
gen und das wochen- oder gar mona- 
telange Einsperren von Psychatrie- 
Patienten sind erheblich erschwert; in 
einigen Provinzen sind Zwangseinwei- 
sungen zu einer Seltenheit geworden, 
z.B. in Triest werden durchschnittlich 
pro Jahr (!) nur 1 bis 3 Personen 
zwangseingewiesen (dies entspricht 
in vergleichbaren Städten der BRD oft 
der Zwangseinweisungs-Rate pro 
Tag!). 

Alle Psychatrie-Reformgesetze sind 
nach wie vor in Kraft, allerdings wer- 
den sie in den verschiedenen Teilen 
Italiens unterschiedlich verwirklicht: In 
rückständigen Gegenden versucht 
man im Stil der alten Psychatrie wei- 
terzumachen, z.B. in Rom und im süd- 
lichen Italien; hier trifft man dann auf 
Zustände, die ähnlich schlimm sind 
wie die in der BRD. Andere Provinzen 
dagegen haben die Psychatrie- 
Reform mit großem Engagement vor- 
angetrieben und bieten für ehemalige 


Anstaltsinsassen und für „neue” 
Psycho-Patienten vielfache Möglich- 
keiten, ihre Krise zu:überwinden. und 
sich mit ihren Konflikten auseinander- 
zusetzen. In solchen Provinzen, z.B. in 
Triest, Perugia, Florenz, Arezzo, Vene- 
dig, wurden durch entsprechende Of- 
fentlichkeitsarbeit die Vorurteile gegen 
die „Geisteskranken“ vermindert und 
Zusammenhänge zwischen den herr- 
schenden sozialen Widersprüchen 
und den psychischen Leiden eines 
einzelnen aufgezeigt. Und: „Meine 
Aufgabe als Psychiater besteht nicht 
darin, Normalität wiederherzustellen, 
sondern dem Wahnsinn Gehör zu ver- 
schaffen. Der Wahnsinn soll nicht nor- 
malisiert werden, sondern die Norma- 
lität soll ein bißchen verrückter ge- 
macht werden.“ 

(Tomaso Losavio, Psychiater) 
Die Psychatrie-Reform gilt nicht für die 
(insg. wenigen) psychiatrischen 
Privat- und Universitätskliniken, und 
auch nicht für die Anstalten für sog. 
psychisch kranke Rechisbrecher. Die 
Anzahl der in diesen Einrichtungen 
untetgebrachten Patienten hat aber in 
den Jahren nach der Reform keines- 
wegs zugenommen — während der 
Auflösung der öffentlichen psychiatri- 
schen Anstalten wurden und werden 
also die Patienten nicht etwa auf ande- 
re psychiatrische Institutionen „umver- 
teilt", j 
Spricht man bei uns von der „erfolgrei- 
chen Wiedereingliederung“ eines psy- 
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chiatrischen Patienten, dann meint 
man damit oft auch, daß der Betroffe- 
ne wieder einer regelmäßigen Arbeit 
nachgehen kann. Als wesentliches 
Ziel einer Rehabilitation gilt also ge- 
wöhnlich die (Wieder-)Erlangung der 
(wenigstens teilweisen) Arbeitsfähig- 
keit — ob eine solche Überbewertung 
der Arbeit sinnvoll ist, darf angezwei- 
felt werden ... Tatsache aber ist: für 
viele Menschen ist die Arbeit (notge- 
drungen oder freiwillig?) ein wichtiger 
Teil ihres Lebensinhaltes. 


Bei der derzeit herrschenden Massen- 
arbeitslosigkeit sind halbwegs akzep- 
table Arbeitsplätze schwer zu finden; 
und Psychatrie-Patienten haben bei 
Bewerbungen oft keine Chance. Die 
sog. beschützten Werkstätten, in de- 
nen die Betroffenen meist entmündi- 
gende Arbeiten verrichten und nur ein 
Taschengeld dafür bekommen, sind 
sicherlich keine Lösung. Wenn schon 
eigens für Psycho-Patienten Arbeits- 
plätze geschaffen werden, dann soll- 
ten diese zumindest hinsichtlich der 
Entlohnung den „normalen“ Arbeils- 
plätzen vergleichbar sein. 


Kooperativen statt 
beschützende Werkstätten 


Einen Betrieb in Form einer Kooperati- 
ve zu führen, ist in Italien sehr verbrei- 
tet, und keineswegs nur bei alternati- 
ven Gruppen. Alle Mitglieder einer Ko- 
operative haben eigentlich weitge- 
hend gleiche Rechte und Pflichten, 
und wesentliche Entscheidungen wer- 
den von einer Mitglieder- 
Vollversammlung getroffen, doch 
meist ist es so (zumindest bei größe- 
ren Kooperativen), daß diese Funktion 
ein gewählter Ausschuß übernimmt. 
Für die täglich anfallenden Entschei- 
dungen und für den Kontakt nach au- 
Ben wird ein Leiter bestimmt, der bei 
konventionellen Kooperativen meist 
Präsident genannt wird. 


In den letzten Jahren sind immer mehr 
Kooperativen entstanden, in denen 
„normale“ und „psychisch-auffällige“ 
Menschen zusammenarbeiten; diese 
„Cooperative di Lavoro“ sind eine ech- 
te Alternative zu den gängigen 
Arbeits- und Wohnformen, auch eine 
mögliche Alternative zur üblichen Fa- 
milienstruktur. Menschen, die lange 
Zeit in der Anstalt untergebracht wa- 
ren, und solche, die wegen ihrer psy- 
chischen Konflikte mit der Psychatrie 
zu tun haben, aber nie in der Anstalt 
waren, und schließlich „normale“ Ar- 
beitssuchende finden in diesen Ko- 
operativen neue Möglichkeiten der 
zwischenmenschlichen Beziehung. 


Zahlreiche Kooperativen, in denen 
„Behinderte* und „Nichtbehinderte“ 


"zusammenarbeiten, sind aus Eigeni- 
nitiative entstanden und haben keiner- 
lei Unterstützung durch die Kommune 
oder andere Organisationen erhalten. 


In soichen Fällen wird es oft so ge- 
macht, daß die Gründungsmitglieder 
und Freunde und Förderer der Koope- 
rative sich Geld leihen (bei Verwand- 
ten, Bekannten, vielleicht auch bei ei- 
ner Bank), es zusammenlegen und 
damit einen Betrieb oder einen Bau- 
ernhof kaufen. Wenn das Vorhaben 
dann konkrete Formen annimmt und 
die Kooperative halbwegs funktioniert, 
dann ist nicht selten auch die Kommu- 
ne oder eine andere Organisation zur 
Unterstützung bereit. Wichtig ist noch, 
daß jeder Betrieb, der sog. körperlich 
oder geistig Behinderte beschäftigt, 
vom Staat einen recht erheblichen Zu- 
schuß erhält — davon machen natür- 
lich auch diese Kooperativen Ge- 
brauch; außerdem werden Rentenan- 
sprüche von Behinderten und Ansprü- 
che auf andere soziale Vergünstigun- 
gen voll ausgeschöpft. 


Viele dieser „gemischten“ Kooperati- 
ven {mit „normalen“ und „behinder- 
ten“ Mitarbeitern) zahlen an ihre Mit- 
glieder relativ niedrige Löhne, bieten 
dafür aber oft Wohn- und kostenlose 
Essensmöglichkeiten, und vor allem 


ein erträgliches Arbeitsklima — wenn « 


einer nicht in der Lage ist, zu arbeiten, 
dann kann er ohne größere Schwierig- 
keiten pausieren. Wieder andere Ko- 
operativen sind durchaus imstande, 
die normal üblichen Löhne auszu- 
zahlen. 


Ziel bleibt, all das, was nach „beschüt- 
zender Werkstatt“ aussieht, zu vermei- 
den. Dennoch gibt es nicht wenige Ko- 
operativen, in denen einer oder meh- 
rere von der Kommune bezahlte Orga- 
nisatoren (z.B. Sozialarbeiter) mitar- 
beiten und sich dabei um die am stärk- 
sten behinderten Kooperative- 
Mitglieder kümmern; dies ist durchaus 
gerechtfertigt, weil die Kooperativen 
wie ein kapitalistischer Betrieb konkur- 
renzfähig sein müssen gegenüber 
den normal organisierten Firmen, Das 
Prinzip der Selbstverwaltung und 
Selbstbestimmung muß durch einen 
durch die Kommune bezahlten Arbei- 
ter keinesweg eingeschränkt sein. 


Die progressiv orientierten Kooperati- 
ven {vor allem in Nord- und Mittelita- 
lien) veranstalten regelmäßige Deli- 
giertentreffen und verfügen seit 1982 
über eine gemeinsame Koordinations- 
stelle: „Coordinamento Nazionale 
Cooperative per Superare ’Emargina- 
zione* (nationale Organisation zur 
Überwindung der Ausgrenzung). 


Die im folgenden vorgestellten Koope- 
rativen sind keineswegs Paradebei- 
spiele — solchermaßen geführte Be- 
triebe sind zahlreich und in fast allen 
Provinzen zu finden. 
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„Il Forteto“ — eine 
Landkooperative bei 
Florenz 


Nach mehrjähriger Vorbereitungszeit 
hat im Jahre 1977 eine Gruppe von 16 
Leuten ein verlassenes Gehöft in einer 
ziemlich entlegenen Gegend nördlich 
von Florenz gekauft. Das erforderliche 
Geld wurde von Freunden geliehen. 

Die kleine Gruppe baute die einzelnen 
Gebäude des landwirtschaftlichen 
Guts als Wohnräume aus, begann 
Weideland und Felder zu bestellen 
und schaffte sich — als ersten Schritt 
— 40 Schafe an. Der Anfang war hart 
und sehr arbeitsreich, doch die 
Kooperative-Mitglieder wollten den 
„normalen“ Alltagstrott der Konsumge- 
sellschaft nicht mehr länger mitma- 
chen; einige von ihnen hatten durch 
Aufenthalte in psyhiatrischen Anstal- 
ten oder Gefängnissen ohnehin die 
Kehrseite dieser Gesellschaft mit aller 
Härte zu spüren bekommen. In einem 
Bericht der Kooperative heißt es: „Wir 
begannen, das zu machen, was viele 
andere sich nur vornehmen oder er- 
träumen; ’ll Forteto' entstand als Ant- 
wort auf das allgemeine Unbehagen 
... wir, also 15 oder 20 junge Leute, die 
in enger Gemeinschaft zusammenle- 
ben, haben es schließlich geschafft, 
daß sogar Gerichte und Behörden uns 
minderjährige Behinderte anvertrauen 
.... Dies ist ein großer Erfolg des 'For- 
teto', aber es ist auch sein Problem“ 


In den Folgejahren ist die Kooperative 
auf etwa 70 Personen angewachsen; 
viele der Kooperative-Mitglieder wur- 
den von den vorher betreuenden Insti- 
tutionen als „schwer geistig und kör- 
perlich behindert“ eingestuft. Das Ge- 
höft ist erheblich erweitert worden 
(über 300 ha), auch den Viehbestand 
hat man entsprechend vergrößert; der 
Schwerpunkt der Kooperative-Tätigkeit 
liegt in der Produktion von Milchpro- 
dukten (vor allem verschiedene Käse- 
sorten). Wiederholt war die Kooperali- 
ve am Rande des finanziellen Ruins, 
und erst nach mehreren Jahren war 
die Provinz bereit, die Kooperative 
durch ein günstiges Darlehen zu un- 
terstützen. „IH Forteto“ zeigt, daß muti- 
ge Eigeninitiative einen Ort schaffen 
kann, wo Nicht-Behinderte und Behin- 
derte zusammen wohnen und arbei- 
ten können, zusammen leben können. 
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Ci son tanti giovani nel campo a lavorar 
sono del « Forteto >», 
hanno dato tutto per questa vita qua 


ü son lassı a Bovecchio per vivere ed amar. 
Le fragole fioriscono, il fieno & da tagliare 


una comunitä 


tutto a Bovecchio si sta per risvegliare 5 
perche il « Forteto » & amore e libertä 


& nel vivere insieme 


? 


x 


e 


lotta e veritä. 


... denn Nl Forteto! Ist Liebe und Freiheit 
ist Zusammenleben, Ist Kampf und Wahrhelt „„," 


Statt „Arbeitstherapie“ eine Kooperative 


Von allem Beispielen der Neuen Psy- 
chiatrie in Italien sind die Reformen in 
Triest am radikalsten und eindruckvoll- 
sten. Im Jahre 1971 begann eine Grup- 
pe um den Psychiater Franco Basaglia 
ihre Arbeit in Triest mit dem Ziel, die 
dortige Anstalt aufzulösen und die Pa- 
tienten bei entsprechender Hilfestel- 
lung zu entlassen. Für immer mehr 
Patienten wurden außerhalb der An- 
stalt Wohn- und Arbeitsmöglichkeiten 
geschafften und für diejenigen, die 
noch auf dem Anstaltsgelände verblie- 
ben, wurden durch entsprechende 
Umbauten menschenwürdige Woh- 
nungen geschaffen. In den 70er Jah- 
ren waren 92% der aufgenommenen 
Patienten zwangseingewiesen, 1977 
lag dieser Anteil nur noch bei 1,2%. 
Seit 1978 gilt die psychiatrische An- 
stalt von Triest als aufgelöst: Yon den 
ursprünglich weit über 1000 Patienten 
blieben seit 1978/1979 nur noch etwa 
150 ehemalige Patienten als „Gäste‘, 
also freiwillig, in den (umgebauten) 
Anstaltsgebäuden. 


Ein wesentlicher Punkt bei den 
Psychiatrie-Reformen in Triest war, 
daß die Patienten für die auf dem Kli- 
nikgelände geleisteten Arbeiten nicht 
mehr länger in Form einer „Arbeitsthe- 
rapie* ausgebeutet wurden, sondern 
daß sie stattdessen eine ausreichende 
Entlohnung erhielten. 1972 begannen 
einige Schwestern, Pfleger und Arzte 
und einige Patienten mit der Vorberei- 
tung zur Gründung einer Kooperative; 
ein Jahr später konnte schließlich die 
„Cooperativa dei Lavoratori Uniti“ ins 
Leben gerufen werden: Die ersten 44 
Mitglieder waren sämtlich ehemalige 


Patienten der psychiatrischen Anstalt. 
Die Kooperative übernahm vor allem 
Reinigungs- und Instandsetzungsar- 
beiten und gärtnerische Tätigkeiten, 
Der neugegründete Betrieb wurde von 
der Gemeindeverwaltung nicht unter- 
stützt, aber durch regelmäßige Aufträ- 
ge gefördert. Jedes Kooperative- 
Mitglied wurde zugleich Teilhaber, die 
Höhe des Lohnes richtete sich nach 
der Art und dem Umfang der geleiste- 
ten Arbeit und entsprach im wesentli- 
chen den gewerkschaftlich vereinbar- 
ten allgemeinen Lohnsätzen. Entspre- 
chend ihrer Belastbarkeit arbeiteten 
manche Kooperative-Mitglieder nur 
wenige Stunden pro Tag, andere we- 
sentlich mehr. 

Im Laufe der Jahre ist die Kooperative 
dann auf knapp 100 Mitglieder ange- 
wachsen; etwa 2/3 der Mitarbeiter 
wurden von der Psychiatrie als geistig 
oder/und körperlich behindert bzw. 
schwerbehindert eingestuft; die übri- 
gen Mitarbeiter haben nie etwas mit 
der Psychiatrie zu tun gehabt. 
Erwähnenswert ist, daß sowohl die 
Auflösung der psychiatrischen Anstalt 
als auch der Aufbau der Kooperative 
lange Zeit vor der Psychiatriegesetz- 
gebung (vom Jahre 1978) realisiert 
werden konnte, In Triest wurde ein- 
drucksvoll gezeigt, daß es möglich ist, 
auch ohne gesetzliche Grundlagen 
menschenwürdige Lebensbedingun- 
gen für den ehemaligen Anstaltsinsas- 
sen zu schaffen — allerdings ist ein er- 
hebliches Engagement der Mitarbeiter 
nötig, und, zumindest anfangs, eine 
gewisse Förderung durch die Kom- 
mune. 


Eine kleine Kooperati- 
ve in Poggibonsi 


In dem kleinen Städtchen Poggibonsi 
(Nähe Sienna) wurde vor wenigen 
Jahren eine Buchdruckerei/Binderei- 
Kooperative gegründet. Die Kooperati- 
ve hat acht Mitglieder, manchmal ar- 
beiten auch noch zusätzliche Leute 
dort. Ein Kooperative-Mitglied war frü- 
her lange Jahre in der psychiatrischen 
Anstalt untergebracht, fünf weitere 
Mitglieder haben in den vergangenen 
Jahren auch in irgendeiner Weise mit 
der Psychiatrie zu tun gehabt, sind 
aber nie stationär in der Anstalt gewe- 
sen (da dies nach 1978 gesetzlich ver- 
boten ist); zwei Kooperative-Mitglieder 
waren vor ihrem Eintritt in die Koope- 
rative „normale Arbeitslose“. 


Die Kooperative erhielt ein kleines 
Startkapital von der Kommune, und 
nach wie vor werden die Arbeitsräume 
kostenlos von der Kommune zur Verfü- 
gung gestellt; darüber hinaus erhält 
der Betrieb (wie jeder andere Betrieb 
auch) einen nicht unerheblichen Zu- 
schuß wegen „Beschäftigung von kör- 
perlich oder geistig behinderten Ar- 
beitnehmern“. Einige Kooperative- 
Mitglieder kriegen eine kleine Rente. 
All diese Einnahmen zusammenge- 
nommen reichen aus, um jedem der 
Kooperative-Mitglieder einen Lohn zu 
bezahlen, der etwa dem Verdienst die- 
ser Branche entspricht. Dabei hat man 
während eines Aufenthaltes in der 
Druckerei durchaus den Eindruck, 
daß relativ gemütlich und ohne Streß 
gearbeitet wird. 

Die Kooperative ist auf Aufträge aus 
dem sog. freien Markt angewiesen, 
muß also konkurrenzfähig sein; aller- 
dings kommen mehrere Aufträge von 
der Kommune, und auch die Kommu- 
nistische Partei läßt aus Solidarität vie- 
le ihrer Druckarbeiten von der Koope- 
rative erledigen. Maschinen und Gerä- 
te, die von der Kooperative in den letz- 
ten Jahren angeschafft wurden, waren 
ausschließlich selbst finanziert; außer- 
dem bezahlen sie stundenweise einen 
besonders spezialisierten Buchbin- 
dermeister, damit sie sich zusätzliche 
Fertigkeiten auf diesem Gebiet aneig- 
nen können. 

Sind die Kooperativen — wie sie hier 
kurz vorgestellt wurden — eine echte 
Alternative zu den übrigen kapitalisti- 
schen Betrieben? Vieles gäbe es an 
den Kooperativen zu kritisieren, zum 
Beispiel die hierarchischen Struktu- 
ren, die sich trotz basis- 
demokratischer Absichtserklärungen 
eingeschlichen haben, oder die 
manchmal etwas zu niedrigen Löhne 
{die letztendlich eine Folge der kapita- 
listischen Wettbewerbsregeln sind), 
oder die Abhängigkeit von einzelnen 
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Auftraggebern oder von der Kommu- ‚Inwieweit die Erfahrungen der italieni- 
ne, oder ... trotz aller Einwände bieten schen Kooperativen auch für die BRD 
solche Kooperativen für viele behin- nützlich sind, werden wir im nächsten 
derte und nicht-behinderte Arbeitssu Heft diskutieren, wenn wir die Soziali- 
chende oft die einzige Möglichkeit, stische Selbsthilfe Köln vorstellen. 

wohnen und arbeiten zu können. ‚Josef Z. 
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Das alte Irrenhaus von Bologna, Inzwischen sind auch dort umfassende Ver- 
besserungen erreicht worden, In die alten Anstolten dürfen - entsprechend 
dem Gesetz - keine neuen Patienten mehr aufgenommen werden; wer unbe- 
dingt stationär behandelt werden muß, kann in's Allgemeinkrankenhaus ge- 
hen, 


FTAPI zur | 
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„Sprecher-Vertrag“ 


mit 
den Grünen? 


Vor etwa zwei Jahren hat der 
Senioren-Schutzbund „Graue Pan- 
ther“ mit der Partei „Die Grünen“ ei- 
nen sog. Sprechervertrag geschlos- 
sen; in diesem Vertrag erklärten sich 
die Grünen bereit, die Bedürfnisse 
und Forderungen der Grauen Panther 
auf allen politischen Ebenen offensiv 
zu vertreten, und darüber hinaus für 
entsprechende Publizität zu sorgen. 
Nun haben einige Anti-Psychiatrie- 
Organisationen und ähnliche Initiati- 
ven den Grünen einen vergleichbaren 
Sprechervertrag vorgeschlagen, da- 
mit auch die Psychiatrie-Betroffenen 
ihre Belange wirkungsvoller an die Öf- 
fentlichkeit und in die politischen Ent- 
scheidungsgremien bringen können. 
Dieser Vertragsvorschlag wurde bis- 
her von den Grünen noch nicht richtig 
diskutiert, und selbst einige 
Psychiatrie-Beschwerdezentren (u.a. 
die Bonner Leute) haben starke Kritik 
geäußert (s.u.). 

Im folgenden veröffentlichen wir — ge- 
kürzt — den besagten Vorschlag {der 
zuletzt von Peter Lehmann, einem Mit- 
glied der Berliner Irrenoffensive, über- 
arbeitet wurde). Der Text soll — z.B. 
auf dem Gesundheitstag in Kassel — 
noch weiter diskutiert werden. 


Sprechervertrag zwischen den 
Grünen und dem Verband folgender 
Initiativen: j 

Irrenofiensive, Graue Panther, 
Indianerkommune, KommRum (Ber- 
lin) und Beschwerdezentren 
Psychiatrie (München und Nürn- 
berg). 


Die Grünen werden in allen relevanten politi- 
scher Gremien die nachfolgend genannten For- 
derungen der oben genannten Gruppen vertre- 
ten, für deren Verbreitung in ihren Publikationen 
sorgen und den Gruppen alle geplanten und 
durchgeführten Verhandlungen zu diesen Forde- 
rungen berichten und für weitgehende Mitspre- 
che sorgen. In allen Fragen der Verwirklichung 
dieser Forderungen bleiben sie im Kontakt mil 
derı Gruppen und werden deren Einwände und 
Erläuterungen weitertragen -.- 


Forderungen zur Abschaffung der psychlatri- 
schen Anstalten 


1. Abschaffung aller psychiatrischen Einrichtun- 

gen ohne Wenn und Aber und ab sofort 

a.) Jährliche Reduzierung der Finanzierung der 

Psychiatrie um 20% und ihre zweckgebunde- 
ne Umleitung auf alternative Hilfeformen {wie 
3.) oder Übergabe dieser Einrichtungen zur 
vollständigen Selbstverwaltung. 
Paraleli mit der allmählichen Auflösung der 
psychiatrischen Einrichtungen müssen für die 
Patienten neue Existenzmöglichkeiten (Woh- 
nungen, Häuser etc) geschaffen werden. 

b.) „Keine Scheinalternativen! Keine Verlänge- 
rung des psychiatrischen Modellpro- 
gramms’!“ 

Die derzeitigen gemeindepsychiatrischen Mo- 
delle sind ohne Selbstbestimmung durch die 
Betroffenen und schaffen nur sine „Verdoppe- 
lung der Psychiatrie ..., d.h. von der Mißhand- 
lung hinter den Anstaltsmauern zur Mißhand- 
lung außerhalb der Mauern — gemeindenah. 


c.) „Keine Neufinanzierung, sondern tendenziel- 
ler Abbau der sogenannten Rehabilitation- 
seinrichtungen in dem Maße ihres „Unnötig- 
werdens” durch Alternativprojekte. Selbstbe- 
stimmung der Betroffenen darin und Übernah- 
me dieser Einrichtungen in Selbstverwaltung 
der Betroffenen {wie 3.)” 

Die Rehabilitations-Instilutionen sind abzuleh- 
nen, denn in diesen Einrichtungen „werden 
die Betroffenen allein schon über die Form der 
‘Förderung’ (Kontrolle und unterbezahlte Tä- 
tigkeit) nur in ihrer Abhängigkeit und dern Ge- 
fühl ihrer Unwertigkeit bestärkt und zugleich 
durch weitgehende Bedingungen (psychiatri- 


sches ‘Gutachten’, psychiatrische Therapie’, 
kontrollierte Psychopharmaka-Einnahme, ar- 
beitsabhängiges Wohnrecht) zur Ohnmacht 
und Unterwerfung an ein ungewolltes Leben 
gezwungen. Diesen Verhältnissen waren sie 
ja auch schon vor ihrer Internierung unterle- 
gen! An die Stelle solcher diskriminierenden 
und totalisierenden Einrichtungen müssen 
möglichst schnell selbstverwaltete Arbeitskoo- 
perativen von Betroffenen durch Umwidmung 
der hier verwendeten Gelder treten .... 


2. „Sofortige Unterbindung unmittelbarer oder 
mittelbarer ‘therapeutischer’ Gewalt!“ 

a.) Verbot und Unterbindung jedweder Zwangs- 

behandlung innerhalb und außerhalb der psy- 
chiatrischen Anstalten. 
..In allen Unterbringungsgesetzen müssen 
die Paragraphen zur Zwangsbehandlung er- 
satzlos gestrichen werden. Jede Anwendung 
von Gewalt bel der „tharapeutischen Behand- 
lung“ wird damit als Körperverletzung verfolgt. 
Persönlichkeitsverändernde bzw. -zerstörende 
Maßrıahmen wie Zwangssterilisation, Loboto- 
mie, Elektroschock, Insulinschock, Cardiazol- 
Schock und Verabreichung von Neuroleptika 
{chemischer Knebel) gegen den Willen der 
Betroffenen sind als Verbrechen im Sinne der 
Menschenrechte und der Grundrechte in der 
BRD einzustufen und weltweit zu ächten. Je- 
de Ermunterung hierzu (z.B. in der 
Psychiatrie-Enquäte) unterliegt daher dem 
Verbot der Aufforderung zur Gewalt (8 128, $ 
12Ba). 
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b.) Generelles Verbot von persönlichkeitsverän- 


dernden bzw, -zerstörenden „therapeutischen 
Maßnahmen" wie 2.B.: Elektroschock, Insulin- 
schock, Cariazolschock, Neuroleptika ... 

Das wichtigste Werkzeut der Psychiatrie zur 
Menschenbeherrschung und zur Konirolle 
und Sanktionierung der Normalität, das wich- 
tigste Mittel, Menschen unter für sie unsinnig 
gewordene Lebensverhältnisse zu unterwer- 
fen, sind die genannten „therapeutischen 
Maßnahmen“. Diese können von den Betroffe- 
nen durchaus „gewollt“ sein — etwa wie ein 
Suchtmittel oder die Selbsttötung in unterträg- 
lichen Lebenssituationen „gewollt“ sein kann, 
Hieraus ihre Anwendung aber zu begründen, 
ist höchster Zynismus gegen jedes Leben und 
eindeutig politisches Machtinteresse.... 

„In den Versuchslabors, den Tierquälanstalten 
der Chemie-/Pharmaindustrie wird anschau- 
lich vorexerziert, was hierbei herauskommen 
soll: Beherrschung von Menschen durch 
Schädigung ihrer Organe — Fixierung und 
Lähmung des Problempotentials“ 


c.) Gleichstellung der Neuroleptika mit „harten 


Drogen“ 

„Auch wo die persönlichkeitsverändernde Wir- 
kung von Neuroleptika nicht gegeben ist, ha- 
ben diese keinerlei "heilende Wirkung'. Sie 
enthalten nur Stör- und Hemmsubstanzen, 
weiche die ursprüngliche ‘Krankheit’, d.h. die 
störende und unbequeme Lebens- und Sin- 
nesweise überlagern, irritieren und unkennt- 
lich machen sollen ... 

Die Vergabe von Neuraleptika soll durch eine 
entsprechende gesetzliche Regelung grund- 
sätzlich unmöglich gemacht oder extrem er- 
schwert werden, (Anmerkung: In dem Entwurf 
wird vorgeschlagen, die Neuroleptika dem Be- 
täubungsmittelgesetz unterzuordnen; unserer 
Meinung nach ist dieser Vorschlag wenig 
brauchbar, da dieses Gesetz nicht primär als 
Schutz für den Medikamenten-Verbraucher 
gedacht ist, sondern zuallererst ein 
reaktionär-restriktives Gesetzeswerk ist, und 
darüber hinaus — bei Erfüllung entsprechen- 
der bürokratischar Auflagen — leicht umgan- 
gen werden kann. Stattdessen sollte ein aus- 


nahmsloses Verbot von allen starken 
(=hochpotenten) Neuroleptika gefordert 
werden.) 


„}„Ersatzlose Abschaffung von Fixierung und 


Isolierung (Käfigbetten, Gtirten, Aussonde- 
rung, Isolierzetlen) 

„Fixierung und Isolation sind reine Zuchtmit- 
tel, und wenn dabei — was eben fast immer so 
ist — die Insassen und Insassinnen mit Neuro- 
leptika niedergespritzt werden, sind sie nichts 
anderes als Folterkammern der Technokratie 
und Ordnung .." 

„sie sollen ab sofort nicht mehr benützt wer- 
den dürfen. Unruhe soll dorthin können, wo 
sie herkommt ..” 


e.) Aufhebung der rechtlichen und ideellen Ent- 


mündigung (Pflegschatft) 

„..&8 gibt keine Normalität an und für sich, 
und es ist auch nicht vernünftig, daß, wer nicht 
normal ist, krank sein soll...“ 

‚Wenn man Menschen, die diese Normalität 
nicht mehr teilen, zu Wahnsinnigen im 
übl(ich)en Sinn dieses Begrifis erklärt, will 
man sie behandeln, beherrschen und sich so- 
mit (makro- oder mikro-) politischer Gegner 
und Gegnerinnen entledigen; sie sollen Sa- 
che der ‘therapeutischen’ Gewalt, Insassen 
und Insassinnen von hierfür errichteten An- 
stalten und Gefängnissen sein .." 

„...Kinder und Jugendlichs werden im Alltag 
immer durch Minderjährigkeit entmündigt. Sie 
werden bereits bei der geringsten Auflehnung 
(Schuleschwänzen, Ausreißen oder Klauen} 
als verhaltensgestört oder mit sogenannten 
Pubertätsstörungen in spezielle kinder- und 
jugendpsychiatrische Abteilungen von 
Bezirks- und Landeskrankenhäusern einge- 
sperrt. Oftmals worden sis zwangsweise mit 
Psychopharmaka behandelt und im Interesse 


der Normalität (normales Handeln, normalss 
Denken, normales Fühlen, normale Sexuat- 
tät) “therapiert”.... 

Alten- oder Jugendheime, Institutionen, Ämter 
und Familien scllen zu keinerlei „therapeuli- 
schen” Disziplınierungen mehr fähig sein. Ih- 
ten Überwachungsfunktionen soll der rechtt- 
che Boden entzogen werden {Aufhebung des 
Aufenthaltsbestimmungsrechts der Eltern, 
des Vormunds oder des Pilegepersonals). 
Vormundschaft sotl vollständig abgeschafft 
werden. Für den Fall, daß Menschen von sich 
aus einen Beistand zur Erledigung ihrer Amts- 
geschälte und Existenzsicharung verlangen, 
ist ihnen dieser ohne Verfügungsrecht zu ge- 
währen. 


Rechtliche Absicherung des Psychiatrischen 
Testaments 

Um den Willen von Betroffenen für den Fall 
festzuhalten, wo sie zu einer Willensäußerung 
nicht in der Lage sind, soll die zuvor schriftlich 
niedergelegte Willensäußerung für jede Hand- 
lung Dritter, speziell in Hinsicht auf die Ablen- 
nung psychiatrischer Behandlung, bindend 
sein und rechtlich wie das Testament im Falle 


des Todes geschützt werden. 


3, Beschaffung und Finanzierung von Lebens- 


und Arbeitsmöglichkeiten für Betroffene 


a.) Verfügbarmachen oder Errichten und Legali- 


sierung von Weglaufhäusern mit einer Kapazi- 
tät von mindestens 10% der gegenwärtigen 
Bettenzahl in den Anstalten 

Damit Versorgungs- oder Hilfeeinrichtungen 
keine existentielle Gewalt über Betroifene be- 
halten, sind Häuser zur Verfügung zu stellen 
oder zu erbauen, welche ihnen für Über- 
gangszeiten bis zu (ca.) einem Jahr Lebens- 
möglichkeiten und Möglichkeiten zur Ausein- 
andersetzung über die eigene Lage und das 
eigene Fortkommen — ähnlich den bereits 
teıtweise vorhandenen Frauenhäusern — bie- 
ten ... 


b.) Wohnräume und Wohngameinschaften für 


ehemalige Psychiatrieinsassen und 
Insassinnen 

Entsprechend der Bettenzahl der gegenwärti- 
gen Psychiatrie solten Wohnplätze und Wohn- 
gemeinschaften mittels eines hierfür aus den 
Psychiatrie-Einsparungen gebildeten Fonds 
errichtet werden. Diese sollen frei von jegli- 
chen therapeutischen oder verwaltungspoliti- 
schen Bedingungen bleiben ... 

Die Betroffenen soller ferner das im Grundge- 
setz zugesicherte Recht („Eigentum verpflich- 
tet“) zugesprochen bekommen; alle Häuser, 
die länger als ein hatbes Jahr leerstehen, zum 
Wohnen und Arbeiten frei benützen zu 
können. 


c.) Aufbau und Förderung von Arbeits- und Hand- 


werkskooperativen 

Um das eigene Arbeitsvermögen nach längs- 
rer Arbeitslosigkeit (wieder) zu erproben, sind 
die bekannten sogenannten Rehabilitation- 
seinrichtungen nicht nur ungeeignet, sondern 
vor allem zur Erziehung von Arbeitsdisziplin 
ausgestaltet ... 

Für eine Startzeit sind Bedingungen zu schaf- 
fen, durch welche gegründete Arbeits- und 
Handwerkskooperativen ohne !rühzeitigen 
Konkurrenzdruck ihre Arbeitsweise und - 
zusammenhänge entwickeln können. Notwen- 
dig sind kostenlose Räume, Startfinarzierung 
und Betriebsgründungsdarlehen sowie eine 
dreijährige Begleitfinanzierung. 


4. Volles Selbstbestimmungsrecht der Betrot- 


fenen 


a.) Selbstbestimmtes Wohnen 


„In den Wohn- oder Unterhaltseinrichtungen, 
die zur Hilfe oder Stütze von Betroffenen ge- 
meinst Sind, müssen diese selbst über dıe Ge- 
staltung ihres Wohnens und Lebens bestim- 
men können ... 
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b.) Autonomie in allen Fragen der Hilfeleistungen 
Wer und was hilft, das können nur die erken- 
nen und bestimmen, die Hilfe benötigen ... 
Alle sogenannten therapeutischen MaAnah- 
mer müssen von den Betroffenen und ihren 
Selbstbestiimmungsorganen verlangt worden 
sein. Jede therapeutische Maßnahme ist so- 
mit eine auf ein bestimmtes Problem be- 
schränkte Hilfeleistung und keine Einrichtung. 

c.) Schutz und Garantie für alle politischen Struk- 
turen der Selbstbestimmung von Betroffenen 
Die Lähmung der Insassen und Insassinnen 
der Psychiatrie ist systematisch und durch vie- 
le ineinandergreifende Einwirkungen erzeugt 
worden; durch die formale und inhaltliche Ent- 
mündigung, durch die Entwertung der Äuße- 
sungen und Tätigkeiten der Betroffenen, durch 
die Entstellung ihrer Körper mittels chirurgi- 
scher, chemischer oder elektrischer Manipula- 
tionen, durch die Ausbeutung ihrer Arbeit mit 
für sie sinnlosen, und so gut wie unbezahlten 
Beschäftigungen für die Industrie und durch 
die existentielle und rechtliche Beherrschung 
ihres Wohnens. Dieses System psychiatri- 
scher Unterdrückung hinterläßt schwere Ver- 
letzungen im Selbstbewußtsein und Selbstge- 
fühl der einzelnen. Deshalb muß in jedem Be- 
reich dieser psychischen Unterdrückung und 
Menschenführung Seibstbestimmung schon 
ermöglicht werden, bevor andere Änderungen 
vollzogen sind. Die Betroffenen können sich 
von ihren Unterdrückern nur befreien, wenn 
sie sich befreien können. Es müssen außer 
den materiellen Änderungen vor allem politi» 
sche Strukturen geschaffen und geschützt 
warden, welche diesen Prozeß erlauben ... 

d.) Unterstützung von Aufklärung und Öffentlich- 
keitsarbeit gegen die Psychiatrie 
„Damit die Öffentlichkeit und andere Betroffe- 
ne von seiten der aktiven Betroffenen über 
Einrichtungen und Mittel, über Vorgehenswei- 
se und Funktion der Psychiatrie und gegen 
deren „medizinisch-wissenschaftlichen" Ver- 
brämungen informiert ind über Alternativen 
zur Psychiatrie aufgeklärt werden können, ist 
auch ein spezieller Etat hierfür zur Verfügung 
zu stellen ... 


Vorsicht GIFTT 


ENTWAFFNET oie PSYCHIATER | 


INFORMATIONEN AUS NERVEN- 
‚HEILANSTALTEN, HEIMEN UND 
ANDEREN ABSCHIEBE— 
EINRICHTUNGEN 


Die UNBEQUEMEN NACHRICHTEN 
können abonniert werden 

gegen eine Spende ab 10.- Mark 

auf das Konto: 

Beschwerdezentrum Psychiatrie e.V. 
Kto.Nr. 34 0165 -- 507 
Postscheckamt Köln 

BLZ 370 100 50 


TAP: zer ; 
Antipsychiatrie 


KOMMENTAR: 


Wozu soll ein Sprechervertrag mit den 
Grünen gut sein? Ist es nicht richtiger, 
daß Beschwerdezentren, daß die von 
der Psychiatrie Betroffenen, für sich 
selbst sprechen? So lautet die grund- 
sätzliche Kritik am vorliegenden Ent- 
wurf des Sprechervertrags mit den 
Grünen. Wir sind da anderer Mei- 
nung. Eine parlamentarische Veranke- 
rung der Interessen derer, die von der 
Psychiatrie betroffen sind, kann im Au- 
genblick nur hilfreich sein. Ganz be- 
sonders gilt dies für die „schwachen" 
Beschwerdezentren in der BRD. Wenn 
wir hier für das Zustandekommen des 
Sprechervertrags Stellung nehmen, 
soll das keineswegs heißen, daß wir 
uns damit für parlamentarische Stell- 
vertreterpolitik aussprechen wollen, 
Auch wir befürworten den emanzipato- 
rischen Ansatz, d.h. Lösung der Pro- 
bleme durch die Betroffenen selbst. 
Wenn mit Hilfe des Sprechervertrags 
die Unterstützung der Grünen als ein 
zusätzlicher Weg in Anspruch genom- 
men wird, soll damit der direkte Weg 
der Selbsthilfe ja keineswegs ausge- 
schlossen werden. 

Bei der Überarbeitung des vorliegen- 

den Sprechervertrags müßten — so 

meinen wir — folgende Punkte klarer 
herausgestellt werden: 

® Ziel sollte richt sein, eine „alternati- 
ve“ Psychiatrie „von oben“ zu pla- 
nen — ausschlaggebend müssen 
die Interessen und die Bedürfnisse 
der Betroffenen sein. 

® Begriffe der herrschenden Psychia- 
trie müßten gänzlich vermieden 
werden. 

® Die Forderung nach einer men- 
schenwürdigen Existenz außerhalb 
der Anstalten könnten konkreter for- 
muliert werden (Angaben über Min- 
desteinkommen etc} 

“Die Regelung der Neuroleptika- 
Medikation mit dem Betäubungs- 
mittelgesetz zu vermengen, er- 
scheint uns wenig sinnvoll — dies 
sind zwei unterschiedliche Themen- 
bereiche. Entscheidend wäre, ein 
Verbot der starken (= hochpoten- 
ten) Neuroleptika zu fordern. 

© Insgesamt erscheint uns der Text 
des Sprechervertrages immer noch 
zu schwer verständlich, auch wenn 
der vorliegende Entwurf gegenüber 
dem früheren deutlich verbessert 
ist. 


Trotz dieser Anmerkungen treten wir 
für den Abschluß eines Sprecherver- 
trages mit den Grünen ein. Der Ge- 
sundheitstag in Kassel bietet für die 
noch notwendige Diskussion ein gutes 
Forum. Kommt deshalb zum Treffen 
der Beschwerdezentren am 28.5. (15 
bis 19 Uhr). 


Landeskrankenhaus 
darf Mitglieder eines 
Beschwerdezentrums 
nicht aussperren 


Das Beschwerdezentrum der Soziali- 
stischen Selbsthilfe Köln (SSK) ge- 
nießt in Psychiatrie-Kreisen einen ho- 
hen Respekt, seitdem es durch seinen 
Kampf gegen die unmenschlichen Zu- 
stände im Landeskrankenhaus Brau- 
weiler entscheidend zur Schließung 
dieser Anstalt beigetragen hat. Auch 
anderen Psychiatern ist das BZ dank 
seiner Aktivitäten in verschiedenen 
Anstalten im Raum Köln ein gewalti- 
ger Dorn im Auge, so z.B. der Direk- 
tion des Rheinischen Landeskranken- 
hauses Düren. 
Sie versuchte letztes Jahr, den BZ-lern 
per Hausverbot den Zugang zur An- 
stalt zu verwehren. Ein individuell be- 
gründetes Besuchsverbot bestimmter 
BZ-ler bei bestimmten Patienten wur- 
de nicht ausgesprochen; die Anstalts- 
direktion war vielmehr der Meinung, 
Gespräche mit Patienten müßten ih- 
nen generell verboten werden. Be- 
gründung: durch ihr Verhalten er- 
schwere das BZ die Arbeit der Ärzte 
mit den Patienten in einer Weise, die 
nicht mehr tragbar sei. Das Maß sei 
voll; die „Einflußnahme dieser haßer- 
füllten Leute“ bzw. „Agitatoren“ müsse 
verhindert werden. Dies müsse nicht 
im Einzelfall begründet werden; daher 
das allgemeine Hausverbot. 
Daraufhin zog das BZ vor Gericht, 
reichte Klage ein und beantragte eine 
einstweilige Verfügung, um sich den 
Zugang zur Anstalt wieder zu sichern. 
Das Oberlandesgericht Köln als 2. In- 
stanz gab nun dem Antrag auf einst- 
weilige Verfügung in einem wichtigen 
Teilbereich statt: Es stellte fest, daß die 
Anstalt den BZ-lern nicht den Besuch 
einzelner Patienten mit einer so allge- 
mein gehaltenen Begründung unter- 
sagen dürfe. Vielmehr müsse für je- 
den einzelnen Patienten konkret be- 
legt werden, daß der Besuch einer be- 
stimmten Person dem Behandlungs- 
zweck schade. 
Jedoch wies das Gericht darauf hin, 
daß möglicherweise ein Besuchsver- 
bot für strafrechtlich untergebrachte 
Patienten in Frage kommen könne. 
Für diese gilt nämlich das Maßregel- 
vollzugsgesetz, das durchaus Be- 
suchsverbote mit pauschalen Begrün- 
dungen erlaubt. Das Gericht ließ zwi- 
schen den Zeilen durchblicken, daß es 
ein derartiges Besuchsverbot sogar 
für wünschenswert hält. 
Die Frage, ob das BZ das Änstaltsge- 
lände z.B. zum Zwecke des Flugblatt- 
verteilens betreten darf, entschied das 
Gericht nicht; dies bleibt der Haupt- 
verhandlung vorbehalten, die noch 
aussteht. 

R.W. 


AG SPAK 


Swantje Köhsell 
EINGRIFFE 
Zwangssterilisation 
geistig behinderter 
Frauen 
ISBN 3-323126-46-8 
143 Seiten 
M79' — DM 20,- 
Sehr differenziert erarbeitet dieses 
Buch die Problematik der Zwangs- 
sterilisation geistig behinderter 
Frauen und Mädchen. Besonders 
interessant sind die aufgezeigten 
geschichtlichen Entwicklungen, vor 
deren Hintergrund dieses Thema 
diskutiert wird. Der historische 
Bezug vermittelt in Verbindung mit 
der Darstellung feministischer 
Standpunkte und der Dokumen- 
tation der heutigen Praxis einen 
umfassenden Einblick in das The- 
ma. Es gelingt der Autorin die 
gesellschaftiichen Zusammenhänge 
zwischen der Rolle der Frau (und 
Mutter), staatlicher Familienpolitik, | 
Wert und Bild der Sexualität und 
der Zwangssterilisation geistig be- 
hinderter Frauen herauszuarbeiten, 
Dieses Buch ist ein gelungener 
Versuch wissenschaftliche (=objek- 
tiver?} Arbeit und engagierte Aus- 
einandersetzung mit dem Thema zu 
verbinden. 


NEUERSCHEINUNG 


Bücher zum Thema: 


menschenrechts 
verlelzungen 


im sozial Hg. Daniels, Degener, u.s. 
staat KRÜPPEL-TRIBUNAL 
Menschenrechtsverletzungen | 
ım Sozialstaat 
R ersch. 1983 
ISBN 3-7609-0799-7 
169 Seiten — DM 14,- 


schlecht: BEHINDERT 
bes. Merkmal: FRAU 
ein Buch von 
behinderten Frauen 
188 Seiten 

1. Auflage: Okt. 1985 
2. Auflage: März 1986 
M68 — DM 15,- 


Leisen / Trabert 
SELBSTERFAHRUNG 
Weg für Nichtbehinderte 
zum besseren Verstehen 
der Behinderung 

78 Seiten — DMS5,- 


Birte fordern Sie unser Gesamtverzeichni an! 


Im Buchhandel und direkt bei der 
AG SPAK 
Kistlerstr. 1,8 München 90,0B9/6917822 
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Text eines Plakates des Beschwerde- 
zentrums der Sozialistischen Selbst- 
hilfe Köln 


Menschenversuche 
Jahrelang wurde Wolfgang L. immer 
wieder ins LKH-Merheim eingewie- 
sen, weil er mit seiner Umwelt nicht 
klar kam. Mal wurde er zu den Eltern 
entlassen, mal ging er zu Freunden. 
Aber immer wieder klinkte er aus, weil 
er nirgends hingehörle. 

Die Merheimer Irrenärzte versuchten 
lediglich, sein Elend mit Medikamen- 
ten wegzudrücken, aber diese Be- 
handlung änderte nichts an seiner La- 
ge. Stattdessen wurde er immer ab- 
hängiger von Krankenhausbehand- 
lung und Psychogiften. Als letztes grif- 
fen die Ärzte zu Leponex: Zwei Wo- 
chen später war Wolfgang L. tot. 


Leponex: Die Wunderpille 
Das Neuroleptika kam 1974 durch die 
Firma ‚Wander“ in der BRD auf den 
Markt. Wegen zahlreicher Todesfälle 
zog die Herstellerfirma Leponex drei 
Jahre später wieder vom Markt. 

Weil Leponex aber nicht die bekann- 
ten Nebenwirkungen anderer Neuro- 
leptika hatte (die Patienten leiden da- 
bei unter qualvollen Krämpfen am 
ganzen Körper), war es die große Hoff- 
nung der Psychiatrie, die Wunderdro- 
ge Leponex doch wieder anwenden zu 
können. Deshalb wird in NRW zur Zeit 
ein Großversuch mit Leponex durch- 
geführt. 


Menschenopfer in der 


Psychiatrie 

In den Klapsen des Landschaitsver- 
bandes Viersen und Merheim sowie in 
den Abschiebeheimen Zülpichhoven 
und Tannenhof bei Remscheid werden 
durch die gewissenlose Mithilfe der 
Ärzte Reihenversuche an Patienten 
durchgeführt. Bei diesen Untersu- 
chungen geht es einzig und allein da- 
rum, die Todesraten unter den Patien- 
ten herauszufinden, Bisher weiß man 
nur, woran sie sterben. Das Abwehrsy- 
stem im Blut {weiße Blutkörperchen) 
wird zerstört. Das Immunsystem funk- 
tioniert nieht mehr. 

Der eigens aus Berlin angereiste Ver- 
suchsexperte Dr. Wirtz (LKH Viersen) 
klärte uns auf, daß bei der Hälfte der 
Patienten das Immunsystem zusam- 
menbricht. Er erklärte uns, daß- ein 
viertel der Patienten mit dem Tode 
rechnen müsse. 


Zeitschrift zur 
Antipsychiatrie ZAP 


Psychiatrie: Hellung durch Teilung 


Endlösung mit Leponex 
Weil alle Psychopharmaka bisher aber 
keine Heilung versprechen, nimmt die 
Ärzteschaft und die Pharmaindustrie 
diese Toten in Kauf. Denn die immer 
größer werdende Zahl von Menschen, 
die sich den drohenden Zukunftskata- 
strophen hilflos. ausgeliefert sehen, 
müssen für die Mediziner und Politiker 
unter Kontrolle gebracht werden. 
Auch die. Militärs unterstützen den 
Großversuch, weil das für den Atom- 
krieg eingelagerte Haldoi zu starke 
Nebenwirkungen hat. 


Entwaffnet die Psychiater! 


Weg mit dem Großversuch mit 
Leponex 


Abschaffung aller Psychopharmaka, 
weil sie nicht heilen können, 
sondern systematisch zerstören! 


Wehrt Euch mit uns gemeinsam! 


Ab nach Kassel ..- 


Wir suchen Handverkäufer 
für die Randschau (ZAP). 
Die Hälfte des Verkauf- 
spreises (also 1 DM) ge- 
hört dem Verkäufer. 


Übrigens: 

Die Insassen von psychiatrischen und 
ähnlichen Anstalten erhalten die ZAP 
(bzw. die gesamte .Randschau mit 
ZAP-Beilage) auf Anforderung ko- 
stenlos! 


Ein Orden 
für die Ministerin 


ImFebruar dieses Jahres fanden anıei- 
nigen Hochschulen Aktionstage der 
Interessengemeinschaften behinder- 
ten und nichtbehinderter Siu- 
dent(inn)en statt. 


Etwas später erreichte uns ein Bericht 
der Kasseler „UNI-INTEG‘', den wir in 
dieser Ausgabe veröffentlichen, um 
zu zeigen, wie aktiv diese Gruppen 
sind und wie mühsam sich manchmal 
Aktionen gestalten. 


Aktionstag der Kasseler Interessen- 
gemeinschaft behinderter und nicht- 
behinderter Studentfinn)en UNI- 
INTEG 

Eiskalt war es, als wir am 3. Februar vor 
dem Hessischen Ministerium für Wis- 
senschaft und Kunst auf die Ankunft der 
restlichen Kasseler warteten. Wir waren 
mit dem Zug angereist, da es kurzfristig 
noch Probleme mit der Organisation der 
Mitfahrgelegenheiten gegeben hatte. 


Da wir uns für 14.00 Uhr bei Vera Rüdi- 
ger, der (nun ehemaligen) Hessischen 
Ministerin für Wissenschaft und Kunst 
angemeldet hatten, um ihr denehrwürdi- 
gen „Orden der Ignoranz‘ zu überrei- 
chen, waren wir heilfroh, als wir kurz 
nach 14.00 Uhr die anderen Kasseler er- 
blickten. 


Jetzt konnte es also losgehen, konnten 
wir im Ministerium den bitter und mühe- 
voll verdienten Orden überreichen. Bit- 
ter und mühevoll verdient nicht allein 
deshalb, weil in Kassel ein neuer Hoch- 
schulstandorterrichtetwurde, der entge- 
gen allen Erwartungen behinderten- 
feindlich gebaut wurde. Sondern auch 
deshalb, weilin den 1 1/2 Jahren, seit. de- 
nen dieser Standort inzwischen schon 
bezogen ist, noch keine entscheidenden 
Schritte zur Verbesserung der Situation 
eingeleitet wurden, obwohl schon meh- 
rere Begehungen stattgefunden haben 
und konkrete Anträge von der Gesamt- 
hochschuleKassel gestellt wurden. Eine 
Ablehnung von Notwendigkeiten wie 
elektrische Türöffner und die Beschrif- 
tungder Türschilder in Blindenschrift mit 
der Begründung, daß sicher hilfsbereite 
Kommilitonen behilflich wären, konnten 
und wollten wir nicht aktzeptieren. 


Wir machten uns also auf dan Weg zur 
Pforte und erkundigten uns nach einem 
rollstuhlgängigen Weg zur Ministerin. 
Der Pförtner glaubte jedoch zuerst tele- 
fonieren zu müssen, ob wirüberhaupter- 


wünscht sind, Nach kurzem Hin und Her 
reichte er mir den Hörer, was zur Folge 
hatte, daß ich insgesamt dreimal weiter- 
verbunden wurde und die Nervosität ver- 
stärkte sich, als ich erklärte, daß wir nun 
endlich rein wollten, da es draußen sehr 
kalt sei und daß der Herr von dpa, der in- 
zwischen zu uns gestoßen war, ebenfalls 
sehr friere. 


Schließlich wurde mir mitgeteilt, daß die 
Ministerin keine Zeit habe und in den 
Landtagmüsse. Wir sollten draußen war- 
ten, Herr Weiß, der persönliche Referent 
der Ministerin, sei bereits unterwegs zu 
uns. Nach einigen Minuten und einem 
weiteren Anruf kreuzte der persönliche 
Referent im Hof des Ministeriums auf, 
sichtbar verunsicht und irritiert, wozu Si- 
cher auch die stattliche Gruppe von 16 
Behinderten und Nichtbehinderten bei- 
trugen. 


Nachdem er uns einen Brief, den das Mi- 
nisterium sehr kurzfristig an uns ver- 
sandt hatte und der bei uns noch nicht 
eingegangen war, präsentierte, wonach 
plötzlich, als sei nichts gewesen, der 
neue Standort behindertengerecht um- 
gebaut werden soll, entfachte sich eine 
hitzige Diskussion. Wir forderten genaue 
Aussagen, was umgebaut werden soll, 
doch es war sinnlos, der Herr war wie oft 
in derartigen Situationen wieder einmal 
nicht zuständig. Letztendlich nahm er 
den Orden in Vertretung für die Minste- 


Behinderte und Studium - die randschau 


rien an, obwohl er sich anfangs dagegen 
gesträubt und etwas von OÖrdensanma- 
Bung erzählt hatte. 


Eigentlich schade, denn der Orden und 
die riesige Urkunde war so gut gelungen, 
daß wir die edien Stücke am liebsten 
selbst behalten hätten. 


Da wir bereits am Vortag Aktionen an der 
Gesamthochschule in Kassel durchge- 
führt hatten, atmeten wir nun ersteinmal 
kräftig durch, denn die letzten Tage wa- 
ren sehr anstrengend gewesen. Am Vor- 
tag hatten wir Flugblätter in Blinden- 
schrift verteilt, um auf die miserable Si- 
tuation bei der Literaturbeschaffung für 
Sehgsschädigte hinzuweisen. Während 
vieler Diskussionen, die sich daraus er- 
gaben, daß sich die Leute über das Flug- 
blatt in Blindenschrift wunderten, konn- 
ten wir gut vermitteln, daß uns jedes 
Buch, das sich jeder gut Sehende in der 
Bibliothek ausleihen kann, sehgeschä- 
digtenspezifisch aufbereitet zwischen 
40 und300 DM kostet, ohne daß wir dafür 
spezielle Zuschüsse bekommen. Wich- 
tig erschien uns auch zu vermitteln, daß 
politische Lösungen zur Beseitigung die- 
ses eklatanten Nachteils gefunden wer- 
den müssen. 


Ebenfalls am Vortag hatten wir eine In- 
formationsveranstaltung durchgeführt, 
die von ca. 20 bis 30 Interessenten be- 
sucht wurde. Desweiteren drehte ein Ka- 
merateam des Hessischen Rundfunks 
im Anschluß an diese Veranstaltung mit 
uns noch einige Szenen für die Tages- 
und Hessenschau. 


Als Fazit dieser Aktionen können wir fest- 
stellen, daß wir mit der Berichterstattung 
in der Presse sehr zufrieden sind und ei- 
nen Teilerfolg hinsichtlich der Durchset- 
zung unserer Forderungen errungen ha- 
ben, Trotz ständiger Ablehnung vor dem 
Aktionstag hat uns nun das Hessische 
Ministerium für Wissenschaft und Kunst 


Ingenieurgemeinschaft für Elektronik 
Elektronische Hilfsmittel 


für Behinderte 


Hastedter Osterdeich 222 


2800 Bremen 1 


Telefon: 0421/41 3373 


Wir entwickeln und fertigen: 

- elektronische Schreibsysteme 
- Kommunikationshilfen 

- Sondertastaturen 

- Großschriftanzeigen 

- spezielle Einzelanfertigungen 


19 


20 


dierandschau - Behinderte undStudum_____ 


zugesichert, daß die automatischen Tür- 
öffner eingebaut und zusätzliche Plätze 
für Rollstuhlfahrer in den Hörsälen ge- 
schaffen werden sollen. 


Wir fragen uns nur, wo bei diesem an- 
geblich behindertengerechten Umbau 
der Einbau von akkustischen Signalen in 
den Fahrstühlen für Sehgeschädigte, 
die Beschriftung der Türschilder in Blin- 
denschrift und das Anbringen von Orien- 
tisrungshilfen für Sehgeschädigte abge- 
blieben ist. 


Da wir nicht wie das HMWK der Ansicht 
sind, daß mit der Verwirklichung erster 


Maßnahmen der behindertengerechte 
Ausbau der neuen Gebäude dann abge- 
schlossen sein wird, ist dieses traurige 
Kapitel immer noch nicht abgeschlos- 
sen. 


Vielleicht muß den langsam mahlenden 
bürokratischen Mühlen und dem man- 
geinden Verständnis hinsichtlich der 
Notwendigkeit einer größtmöglichen 
Selbständigkeit und Bewegungsfreiheit 
Behinderter durch weitere öffentlich- 
keitswirksame Aktionen nachgeholfen 
werden. Es scheint nötig zu sein. 
Ottmar Paul 


Erfahrungsaustausch 
behinderter 
Studierender 


Besseres Beratungsangebot der Ar- 
beitsämter für Behinderte! Prüfungsmo- 
difikationen als Ausgleich für behinde- 
rungsbedingte Nachteile! 


Dies sind die zentralen Forderungen, die 
beidem vonder Hamburger Interessens- 
gemeinschaft behinderter und nichtbe- 
hinderter Studenten organisierten Er- 
fahrungsaustausch vom 12.—15. März 
inHamburg erhoben wurden. Insgesamt 
waren ca, 45 Teilnehmer aus dem ge- 
samten Bundesgebiet angereist. 


Das im Grünen gelegene Tagungshaus, 
das schöne Wetter und die freundschaft- 
liche Atmosphäre unter den Tagungsteil- 
nehmern trugen erheblich zum Gelingen 
dieser Tagung bei, 


Die erste Referentin, die im Hamburger 
Arbeitsamt für die Berufsberatung be- 
hinderter Abiturient(inn)en und Hoch- 
schüler(innen) zuständig ist, sorgte be- 
reits zu Beginn der Tagung für erhebli- 
chen Zündstoff. 


Dem Vortrag war zu entnehmen, daß in 
den Arbeitsämtern von Schleswig-Hol- 
stein und Hamburg insgesamt nur drei 
Personen für die Berufsberatung behin- 
derter Abiturienfinn)en und Hochschü- 
ler{innen) zuständig sind. Zudem wären 
keine klaren Kriterien ersichtlich, wie 
diese Kräfte für ihre spezielle Aufgabe 
ausgebildet oder fortgebildet werden. 


Dementsprechend oft war auch von Ver- 
mittlungen an Rehasbilitationseinrichtun- 
gen die Rede, so daß der Eindruck ent- 
stand, daß Behinderte schwerpunktmä- 
Big an Sondereinrichtungen verwiesen 
werden. Viele Studierende sahen sich 
durch diesen Vortrag an die schlechten 


Erfahrungen, die sie bereits mit den ver- 
schiedenen Arbeitsämtern gemacht hat- 
ten, erinnert und brachten dies in deran- 


schließenden Diskussion zum Aus- -» 


druck. 


Schließlich war die Tatsache, daß sich 
die Referentin daran störte, daß sich ein 
blinder Student mit seiner Stenogra- 
phiermaschine Notizen machte, was lei- 
se Geräusche verursacht, sympltoma- 
tisch für den ganzen Vortrag. Fast jeder 
„nichtbehinderte‘‘ Kommilitone kapiert 
auf Anhieb, daß blinde Studierende sich 
ebenfalls Notizen machen müssen und 
auch das gute Recht dazuhaben — auch 
wenn dies einen gewissen Geräuschpe- 
gel verursachte — doch der Angestellten 
vom Arbeitsamt, die bereits seit über 10 
Jahren Behinderte berät, mußte dieserst 
durch massive Proteste vermittelt wer- 
den. 


Immerhin fand dieser kurze Einblick in 


die Gedankengänge und Praxis man- 


cher Berufsberater(innen) einen kon- 
struktiven Niederschlag in den Resolu- 
tionen, die wir gegen Ende der Tagung 
verabschiedeten. 


Unter anderem fordern wir, 


1. in jedem Arbeitsamt muß mindestens 
ein/e Berufsberater/in für die Bera- 
tung Behinderter speziell ausgebildet 
sein. 


2. Die Berufsfindungsmaßnahmen müs- 


sen räumlich und organisatorisch von 
Rehabilitationseinrichtungen ge- 
trennt durchgeführt werden, da sonst 
die Berufswahl zu stark von den Mög- 
lichkeiten und Interessen der einzel- 
nen Rehaeinrichtungen beeinflußt 
wird. 


3. AlleBerufsschulen müssen in Bauwei- 
se, Ausstattung und Uhnterrichtsge- 
staltung den Belangen Behinderter 
gerecht werden. 


Den zweiten Schwerpunkt dieser Ta- 
gungbildete dieFrage, wie Prüfungsord- 
nungen so modifiziert werden können, 
daß sie einen Ausgleich für behinde- 
rungsbedingte Nachteile bieten. Grund- 
sätzlich wurde hierzu festgestellt, daß 
der bisher verwendete Begriff „‚Prü- 
fungserleichterungen‘“ strikt abzuleh- 
nen und angesichts der miserablen Stu- 
dienbedingungenfür Behinderte an bun- 
desdeutschen Hochschulen der zutref- 
fandere Begriff „„Nachteilsausgleich" zu 
verwenden ist. 


Obwohl in den allgemeinen Bestimmun- 
gen der Westdeutschen Rektorenkonfe- 
renz (WRK) und der Kultusministerkon- 
farenz {KMK) für Diplomprüfungsord- 
nungen vom 7./8. Juli 1980 festgeschrie- 
ben ist, daß einem Kandidat, der durch 
ein ärztliches Zeugnis glaubhaft macht, 
daß er wegen ständiger körperlicher Be- 
hinderung nicht in der Lage Ist, die Prü- 
fung ganz oder teilweise in der vorgese- 
henen Form abzulegen, vom Vorsitzen- 
den des Prüfungsausschusses gestatlet 
werden kann, „gleichwertige Prüfungs- 
leistungen in einer anderen Form zu er- 
bringen“, sind in den wenigsten Prü- 
fungsordnungen entsprechende Klau- 
seln aufgenommen worden. 


Dies führt zwangsläufig dazu, daß die 
Wenigsten über ihr Recht auf einen be- 
hinderungsbedingten Nachteilsaus- 
gleich informiertsindund nicht selten ne- 
ben dem ohnehin schon an den Nerven 
zehrenden Prüfungsstreß erhebliche 
Energie und Zeit für die Durchsetzung 
dieses Rechtes investiert werden muß. 
Zudem ist man/frau dabei-oft vom guten 
oder schlechten Willen einzelner Dozen- 
ten abhängig. Deshalb fordern wir: 


In allen Hochschul und Staatsprüfungs- 
ordnungen, sowie in allen Praktikums- 
und Ausbildungsordnungen sind allge- 
meine Regelungen: für die Gewährung 
eines behinderungsbedingten Nach- 
teilsausgleich aufzunehmen. Die Um- 
setzung dieser Regelungen muß dem 
Einzelfall angepaßt werden. 


Ebenso wurde gefordert, daß Selbsthil- 
fegruppen an den Hochschulen ein Mit- 
spracherecht in den sie belreffenden 
Fragen erhalten müsse. 


Abschließend mußich jedoch anmerken, 
daß während dieser Tagung zwar viele 
Resolutionen verfaßt und Forderungen 
aufgestellt, jedoch keine konkreten Um- 
setzungsstrategien diskutiert und be- 
schlossen wurden. Wenn diese Forde- 
rungen, die längst fällig waren, nicht nur 
leere Phrasen bleiben sollen, sind nun 
die einzelnen Interessensvertretungen 
gefordert, aktiv für deren Verwirklichung 
einzufreten. 


Ottmar Paul 


Aktueiles 


Sterilisationsgesetz 
kommt 


Was lange währt, wird endlich schlecht: 
Nach zwei Jahren innerministerieller De- 
batte im Bonner Familienministerium 
soll jetzt unter der Federführung des Ju- 
stizministeriums ein neues Sterilisa- 
tionsgesetz vorgelegt werden. Um die 
Empörung, die ein Sondergesetz mögli- 
cherweise doch auslösen könnte, ge- 
dämpft zu halten, ist die Legalisierung 
der Unfruchtbarmachung ohne Einwilli- 
gung der Betroffenen in ein Paragra- 
Phenpaket untergebracht, das ins Bür- 
gerliche Gesetzbuch (BGB) Aufnahme 
finden soll. 


Gereift ist diese Idee in einer Kommis- 
siondes Justizministeriums, die sich seit 
Monaten mit der Neufassung des Ent- 
mündigungsrechts befaßt. Geregelt wer- 
den sollen mit dem Paragraphenpaket 
schwerwiegende Eingriffe in persönli- 
che Rechte von ‚Einwilligungsunfähi- 
gen‘. Dazu zählt die Kommission Rege- 
lungen zur Wohnungsauflösung und zur 
Unterbringung, zur Vormundschaft und 
eben zur Sterilisation. Für letztere soll 
nach dem Stand der Dinge die Einwilli- 
gung der Eltern bzw. der Sorgeberech- 
tigten reichen. 


Dadie Neuregelung im Rahmen vor Ver- 
änderungen kommt, die unter dem Sie- 
gel der ‚Reform‘ laufen werden, ist zu 
vermuten, daß das nicht zufälligso ange- 
legt ist. Ohnehin verblüffend, wie rasch 
die Kompetenz aus dem Süßmuth-Mini- 
sterium, in dem es noch widerstrebende 
Positonen gegeben hat, indieHände.der 
Justiz gewechselt ist. Sämtliche Rei- 
bungspunktssollen, wenn'sirgend geht, 
umschifft werden, 


Das in der Öffentlichkeit kaum wahrge- 
nommene Signal zur Offensive für ein 
neues Sterilisationsgesetz hatte vor we- 
nigen Wochen die Bundesärztekammer 
gegeben. In der Hamburger Ärztezei- 
tung publizierten Richtlinien wurde die 
Behauptung aufgestellt, daß die Sterili- 
sation ohne Einwilligung der ‚Einsicht- 
sunfähigen' keine Körperverletzung .dar- 
stellt. In frechem und unverfrorenem 
Rückgriff auf eugenische Traditionen 


heißt die Bundesärztekammer die Sterili- 
sation bei Einwilligung des Vormunds 
bzw. der Eltern (gestützt durch ein 
neurologisch-psychiatrisches Gutach- 
ten) dann für legal, wenn eine Schädi- 
gung aufgrund der Erbanlage oder äuße- 
rer Einflüsse zu erwarten sei, Diese ‚Äuf- 
forderung zur Körperverletzung‘ deckt 
gleichzeitig denjenigen Medizinern den 
Rücken, gegen die die Berliner Staats- 
anwaltschaft zur Zeit wegen des Ver- 
dachtes der Körperverletzung — sie sol- 
len behinderte Frauen ohne deren Ein- 
willigung sterilisiert haben — ermittelt. 


Alserste Reaktion aufdiese Entwicklung 


hat der ‚Arbeitskreis zur Aufarbeitung 
der Geschichte der ‚Euthanasie” in Ab- 
stimmung mit der Hamburger Ärzteop- 
position und anderen Initiativen den Auf- 
ruf,Kein neues Sterilisationsgesetz' ver- 
faßt. Der Aufruf soll in diesen Tagen mit 
den Unterschriften von prominenten und 
weniger bekannten Persönlichkeiten in 
der Tages- und Fachpresse veröffent- 
licht werden. Sicher nur ein erster Schritt 
der Gegenwehr — so ist zu hoffen! 

Udo Sierck 


Appell des Arbeitskreises 
zur Aufarbeitung der Ge- 
schichte der ‚„‚Euthanasie‘‘ 


Kein neues Sterilisationsge- 
setz in der Bundesrepublik 


Die Debatte um die Legalisierung der 
Sterilisation geistig behinderter Men- 
schen in der BRD kann unserer Ansicht 
nach nicht ohne Aufarbeitung und 
Kenntnis der historischen Zusammen- 
hänge geführt werden. Die Gefahren ge- 
schichtsblinder Debatten im sozialen 
und gesundheitspolitischen Bereich lie- 
gen in vorschnellen technischen Lösun- 
gen, deren Gefährlichkeit von ihren Ver- 
fechtern häufig gar nicht gesehen wer- 
den kann. 


Die Sterilisierung geistig behinderter 
Menschen, wie anderer Gruppen, wurde 


- die randschau 


1933 mit einem der ersten Gesetze der 

Nationalsozialisten, dem „Gesetz zur’ 
Verhütung erbkranken Nachwuchses", 

legalisiert. 


Natürlich ist die idiologische Einbettung 
des Gesetzes von damals und der Debat- 
te von heute eine verschiedene: 


Die Nationalsozialisten konnten sich 
1933 aufeinen breiten, weitüberihre An- 
hängerschaft hinausgehenden „rasse- 
hygienischen Konsens“ stützen. Das 
Gesetz sollte die Vermehrung der als 
„erbkrank‘“ diffamierten Menschen ver- 
hindern und damit den Anteil der nicht 
voll leistungsfähigen Menschen dra- 
stisch verringern. Der Kern des Geset- 
zes lag damit in der Bestimmung des 
„Wertes des Menschen‘ für die Volks- 
gemeinschaft. 


Demgegenüber spielen eugenische und 
bevölkerungspolitische Argumenta- 
tionsmuster in der heutigen Debatte (zu- 
mindest bisher) keine tragende Rolle. 
Fehlende Einsichtsfähigkeit sowie Unfä- 
higkeit zur selbständigen und angemes- 
senen Kindererziehung sind die Haupt- 
argumente der Befürworter einer gesetz- 
lichen Regelung der Sterilisation. 


Beängstigende Paralleien zur derzeiti- 
gen Debatte zeigen sich erst, wenn man 
die einzelnen Paragraphen und Ausfüh- 
rungsbestimmungen des Gesetzes von 
1933 ansieht: 


— Das Gesetz von 1933 umschreibt 9 
klar benannte Diagnosegruppen, u.a. 
„angeborener Schwachsinn‘, „Schi- 
zophrenie‘‘ oder „angeborene Fall- 
sucht‘‘. Die betroffene Personen- 
gruppe sollte damit eng beschrieben 
und fest umrissen sein. 


— In der Durchführungsverordnung von 
1933 gibt es feste Schutzbestimmun- 
gen bezüglich des Alters (Mindestal- 
ter 10 Jahre) sowie bezüglich des Ge- 
sundheitszustandes (keine Sterilisa- 
tion bei einem körperlichen Zustand, 
der einen solchen Eingriff als risiko- 
haft erscheinen läßt). 
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— Die Durchführungsbestimmung von 
1933 sieht ferner vor, daß das Gesetz 
nicht durchgeführt werden soll, wenn 
der Betreffende in einer geschlosse- 
nen Anstalt dauernd verwahrt wird. 
„Fortpflanzungsfähige Erbkranke'' 
sollten nach der Sterilisierung entlas- 
sen oder zumindest beurlaubt wer- 
den. 


Die Entwicklung nach 1933, die durch 
die in unserem Arbeitskreis zusammen- 
arbeitenden Forschungsprojekte viel- 
fach belegt worden ist, zeigt: 


-—-Der Anwendungsbereich des Geset- 
zes wurde ständig ausgeweitet. Bei- 
spielsweise wurde durch die Diagnose 
„moralischer Schwachsinn" ein groß- 
ter Teil von Menschen in den Gel- 
tungsbereich des Gesetzes hineinde- 
finiert, die sozial unangepaßt waren 
und nach heutigen Begriffskriterien 
unter „lernbehindert‘ fallen würden. 


—Schutzbestimmungen bezüglich der 
Altersgrenze und des Gesundheitszu- 
standes der betreffenden wurden in 
der Praxis immer mehr unterlaufen. 
(Die jüngsten Betroffenen, die zur Ste- 
rilisation angezeigt wurden, waren 2 
Jahre alt. Über 1000 Todesfälle durch 
den Eingriff sind nachweisbar, insbe- 
sondere aufgrund des schlechten All- 
gemeinzustandes der Betroffenen.) 


— Ein großer Teil der Betroffenen waren 
Anstaltspatienten und kamen nach 
der Sterilisierung aus den Anstalten 
nicht heraus. Ab 1937 gingen die Für- 
sorgeverbände sogar dazu über, die 
Verwahrung Zwangssterilisierter ab- 
sichtsvoll zu betreiben. 


Nach dem heutigen Forschungsstand 
steht auch fest, daß es nicht die ‚‚Radau- 
rassisten'‘ waren, die das bestehende 
Gesetz ständig ausweiteten und die 
Schutzbestimmungen unterliefen. Es 


waren diegutachtendenÄrzte, die anzei- 
genden Anstaltsdirektoren und die am 
Erbgesundheitsgericht sitzenden Rich- 
ter. Das Gesetz wurde dieser Praxis 
schrittweise angepaßt und durch vielfäl- 
tige Bestimmungen von Jahr zu Jahr 
mehr ausgeweitet. 


Auch in der heutigen Debatte spielen die 
Argumentationsfiguren: 


— Einschränkung auf einen eng be- 
stimmbaren Kreis, 


—Altersschutzgrenze und 


— größere Freizügigkeit nach erfolgter 
Sterilisation 


eine wesentliche Rolle. 


Aus der Kenntnis der Geschichte wollen 
wir auf folgende Zusammenhänge hin- 
weisen: 


e \Wer heule eine gesetzliche Rege- 
lung für die Sterilisierung einer ganz be- 
stimmten kleinen Gruppe behinderter 
Menschen will, muß wissen, daß er damit 
ein Instrumentarium schafft, das eine 
Ausweitung und Ausdehnung auf weite- 
re Menschengruppen vorprogrammiert. 
Je nach gesetzlichem Umfeld sind alle 
Diagnosebegriffe, wie beispielsweise 
„Schwachsinn“ oder „geistige Behin- 
derung‘ wie auch modernere, meist de- 
fektbezogene Zustandsbeschreibun- 
gen, wie „nicht einsichtsfähig‘‘ oder 
„unfähig zur Kindererziehung“, aus- 
dehnbar und neu auslagbar. 


“ Wer heute für die Legalisierung der 
Sterilisation nicht zustimmungsfähiger 
geistig behinderter Menschen eintritt, 
muß wissen, daß auch 1933 die Sterilisa- 
tionspraxis quasi rechtsstaatlich ge- 
handhabt wurde. 


Die Entscheidungsgremien damals 
kannten ebenfalls ein Antrags- und ein 
Widerspruchsrecht der Betroffenen. Ge 


rade durch diese Handhabung wurden 
die psychologischen Schwellen herab- 
gesetzt, dem massenweisen Eingriff in 
diekörperlicheUnversehrtheitbehinder- 
ter Menschen in einer breiten Öffentlich- 
keit zuzustimmen. 


“ \Wer heute mit der l.egalisierung der 
Sterilisierung geistig behinderter Men- 
schen die Hoffnung verknüpft, daß damit 
die Freizügigkeit der Betroffenen größer 
würde, muß wissen, daß in der Vergan- 
genheit das Gegenteil eingetreten ist. 
Die Zwangssterilisation war der Anfang 
einer langen Kette von Herabwürdigun- 
gen, von stärkerer Asylierung und 
schließlich dem Abtransport in Tötungs- 
anstalten der sog. „Euthanasie‘‘. Wer 
garantiert, daß in der heutigen Gesell- 
schaft, in der ein wachsendes Kosten- 
Nutzendenken im Sozial- und Gesund- 
heitsbereich zu verzeichnen ist, nicht ei- 
neähnliche Eskalation desDenkens und 
Handelns gegenüber behinderten Men- 
schen gibt? 


Der Arbeitskreis zur Aufarbeitung der 
Geschichte der „Euthanasie' bezieht 
folgende Position zur aktuellen Debatte 
zur Sterilisation: 


1. ZurWürde undpersönlichen Integrität 
eines behinderten Menschen gehört 
das Recht auf Unverletzbarkeit des 
Körpers. Eingriffe, die keine Heilein- 
griffe sind, wie z.B. die Sterilisation 
dürfen nur mit seiner Zustimmung vor- 
genommen werden, Isteinesolche Zu- 
stimmung nicht möglich oder beste- 
hen Zweifel ander Zustimmungsfähig- 
keit, so dürfen solche Eingriffe nicht 
vorgenommen werden. 


2.Sterilisationen mit Einwilligung der 
Betroffenen sollten generell erst ab 
dem25. Lebensjahr durchgeführt wer- 
den dürfen. 


3. Die Sterilisation ohne Einwilligung ist 
ein Eingriff in diekörperliche Integrität 
und kein Elternrecht. Sie muß weiter- 
hin unter Strafe gestellt werden. 


4. Angesichts der herrschenden Recht- 
spraxis (schleppende Verfolgung von 
Sterilisationen ohne Einwilligung) und 
der heutigen öffentlichen Debatte ist 
der Schutz geistig Behinderter vor ei- 
nem Sterilisationseingriff gegen ihren 
Willen gesetzlich zu garantieren. 


5.Ausreichende Voraussetzung für das 
Leben von behinderten Eltern mit Kin- 
dern sind zu schaffen, etwa über- 
schaubare Wohngruppen, ambulante 
Betreuungshilfen, Elterngruppen 
odar zeitweilige Pflegefamilien. 


6. Geistig behinderte Menschen haben 
wie Nicht-Behinderte das Recht auf ei- 
gene Kinder. In diesem Zusammen- 
hang muß das bsstehende Vormund- 
schaftsrecht dringend verändert wer- 
den, da es die Grundrechte behinder- 
ter Menschen ignoriert. 


Zielsetzung des Vereins — gegründet 
im Frühjahr 1985 — ist es einerseits, die 
diskriminierende Situation behinderter 
Menschen in unserer Gesellschaft zu 
verhindern bzw, aufzuhsben und ande- 
rarseits zusammen mitbehinderten und 
nichtbehinderterr Menschen eine ge- 
sellschaftliche Veränderung anzustre- 
ben, damit Behinderte nicht mehr iso- 
liert und diskrimiert werden (sinngemäß 
aus der Satzung). 


Ein weiterer Vereinsschwerpunktistder 


Hilfe-zur-Selbsthilfe-Aspekt, der z.B, 
Beratung und Vermittlung von Erfah- 
rungen mit Hilfsmitteletc. umfaßt. Dabei 
ist den Vereinsgründern der emanzipa- 
torisch-integrative Gedanke wichtig: 
Nicht für, sondern mit Behinderten sol- 
len Lösungen gefunden werden, die 
dessen Situation positiv verändert. 
Zum besseren Verständnisvon Emanzi- 
pation einige Überlegungen zu diesen 
beiden Begriffen, durch die in der sog. 
Behindertenarbeit progressive Akzente 
zum Tragen kommen sollen. 


EMANZIPATION 

Der Emanzipationsgedanke zielt vor al- 
lem darauf ab, die durch personelle/in- 
stitutionelle Bevormundung verhinder- 
ts Selbstbestimmung und Eigenverant- 
.wortung zu wecken bzw. zu fördern. 
Dies stärkteinerseits das Selbstbewußt- 
sein von Betroffenen — andererseits 
kann sich dadurch die Gesellschaft, dis 
Behinderung meist verdrängt, einer 
diesbezüglichen Auseinandersetzung 
weniger leicht entziehen. 


Um die Vereinarbeit aktiv/finanziell 


Telelonz meet agent 


zu 


unterstützen, willich Mitglied werden. 


INTEGRATION 
Dieser Begriff, dert. Duden ‚„Eingliede- 
rung einer Minderheit in einen Staat‘ 
bedeutet, ist in der Behindertenarbeit 
umstritten. Der Soziologe und Integra- 
tions-Kritiker Gerd Glassner sieht Inte- 
gration als ein Einordnen „in ein beste- 
"hendes soziales Gebilde‘‘, das „behin- 
dertenfeindlich eingestellt (ist). Daher 
kann Integration ... kein erstrebens- 
- wertes Ziel sein.‘ 


EIGENE POSITION 

Während Glassner davon ausgeht, daß 
sich Emanzipation und Integration aus- 
schließen, sind wir der Ansicht, daß 
durch eine emanzipatorische Sensibili- 
sierung unter den behinderten und 
nichtbehinderten Gesellschaftsmitglie- 
dern eine Basis gebildet wird, die eine 
Integration im Sinne der Betroffenen er- 
möglicht. 

Überlegungen dieser Art prägen die 
Vereinsaktivitäten nachhaltig. Grund- 
sätzlich befürworten wir integrative Be- 
strebungen wie z.B. die Eltern-Initiative 
„Schule für alle'' — allerdings nicht um 
den Preis der totalen Anpassung an die 
Leistungsnormen. 


Jahres-Mitglieds-Beitrag DM 20,—. 
Fördermitglieds-Beitrag ab DM 25,— 
pro Jahr. 


Der Verien ist als gemeinnützig aner- 
kannt. 


Postgirokonto 43343—803 Postgiroamt 
München 
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AKTIVITÄTEN 

Einiges wurde schon angedeutet. Da- 
neben wollen wir dazu beitragen, daß 
sich die Bevölkerung u.a. über emanzi- 
patorische/integrative Inhalte bzw. An- 
sätze in der Behindertenarbeit und den 
daraus ergsbenen Konsequenzen infor- 
mieren kann. Deshalb werden nicht nur 
in Behinderten-Zeitungen — wie „die 
randschau' — entsprechende Veröf- 
fentlichungen angestrebt, sondern bei- 
spielsweise auch im „Sozial-Magazin“, 
in der „taz‘. Ferner ist geplant, ein Ar- 
chiv über den Behindertenbereich auf- 
zubauen, um interassierte Gruppen, 
Redaktionen von Behinderten-Zeitun- 
gen Informationen zur Verfügung stel- 
len zu können. Überhaupt sind wir be- 
strebt, mit Behinderten-Gruppen aufre- 
gionaler und nationaler Ebene zusam- 
menzuarbeiten. 

So finden in den nächsten Monaten — 
zusammen mit einer Münchner Gruppe 
— einige Veranstaltungen sowie ein 
Wochenend-Seminar zur Behindarten- 
Thematik statt. 

Konkret wird derzeit an der Erstellung 
eines WC-Führers sowie evtl, Stadtteil- 
Plänefür Rollstuhlfahrer und Gehbehin- 
derte gearbeitet. Dieses Projekt soll so 
gestaltet werden, daß von den Benut- 
zern Ergänzungen/Veränderungen ein- 
getragen werden können. Allerdings ist 
die Verwirklichung des Vorhabens da- 
von abhängig, ob die Stellen von roll- 
stuhlgerschten WC’s (Lokale, Behör- 
den, Freizeiteinrichtungen etc.) damit 
einverstanden sind, daß „ihr‘‘ WC in ein 
solches Verzeichnis aufgenommen 
wird. 


VEREINSANGEBOTE 

Die konkreten Angebote des Vereins 

umfassen derzeit 

— Infos aus dem Behindertenbereich; 

— Beratung über Hilfsmittel und deren 
Finanzierungsmöglichkeiten; 

— Hilfestellung bezüglich einer Behin- 
derung (keine Therapie-Angebote); 

— Gespräche über Probleme zwischen 
Behinderten und Nichtbehinderten. 


AKTIVE MITARBEIT 
Um diese und weitere Aktivitäten ver- 
wirklichen zu können, braucht der Ver- 


Verein zur Förderung der 
Emanzipation und Integration 
Behinderter und Nichtbehinderter e.V. 
c/o Werner Müller 

Altmünhlstr. 5 


8000 München 19 
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ein weiters Mitglieder, die sich bei- 

spielsweise für 

— emanzipatorische Auseinanderset- 
zung mit Behindertsein; 

— gesellschaftliche Integration; 

— behindertenfeindliiche Tendenzen 
Interessieren. Es können aber auch 
noch andere Gesichtspunkte einge- 
bracht werden. 

AberauchdasgesellschaftlicheZusam- 
mensein kommt nicht zu kurz: Jeden 
dritten Dienstagim Monattreffenwiruns 
zu einer Art Stammtisch. Diese Treffen 
finden in verschiedenen Lokalen statt, 
um so rollstuhlgerechte Gasthäuser zu 
finden. 

Ort undZeitsind beiWerner Müller, Tel.: 

089/1572181 zu erfragen. 


Sprühender Protest! 


In Marburg hat es wieder einmal Ra- 
batz gegeben. Disco-Verbote zogen 
eine Sprühaktion nach sich. Dazu ha- 
ben wir folgenden BEKENNERBRIEF 
bekommen und ein paar Fotos ge- 
macht: 


Bekennerbrief 


In der Nacht vom 26. auf den 27. März 
1987 haben wir diesen Text auf die Wän- 
de des Tanzlokas BONAPARTE in Mar- 
burg gesprüht. 


Hier wurden Anfang Februar dieses Jah- 
res Behinderte aus Marburg erneutoffen 
diskriminiert, indem eine Gruppe geistig 
Behinderter aufgefordert wurde, daß 


Tanzlokal umgehend zu verlassen. Das 
Auftreten von5 Behinderten „übersteige 
den Rahmen‘, so jedenfalls Aussage 
des rausschmeißenden Discjockeys. 


„ Ein gutes Jahr zuvor passierte das Glei- 


che in der Marburger Diskothek PAF. 
Dort verstieg man sich zu dem Vorwurf, 
die Anwesenheit Behinderter störe „das 
ästhetische Empfinden‘' anderer Gäste. 


Wir dürfen in dieser Stadt zwar leben, 
aber nicht unter den Augen der Offent- 
lichkeit. 


Integration sollallentalls dort stattfinden, 
wo sie im Verborgenen bleibt; wosie den 
„Rahmen nicht sprengt‘, „das ästheti- 
sche Empfinden Nichtbehinderter‘ 
nicht stört. 


Dazu sind wir Behinderten nicht mehr 
bereit!!i!! Die uns zugedachten Schon- 
räume erkennen wir nicht an! 


Weder lassen wir uns in Gsttos sperren, 
noch werden wirunsmitder Rolledes un- 
auffälligen aber geduldeten Musterkrüp- 
pelchens arrangieren. 


Wir lassen uns nicht davon abbringen, . 
ein Leben zu führen, in dem wir bestim- 
men, wann wir wohin, wie oft und zu wie- 
vielen wir gehen! 


Den nichtbehinderten Gästen, die uns 

weder im.PAF noch im BONAPARTE un- 

terstützt haben, sei gesagt: 

Eure Gleichgültigkeit kotzt uns an!!! 
Krüppel in Marburg 


Das BKA 
bei Udo 


Im Humangenetischen Institut in Mün- 
ster wird so einiges vernichtet, zumin- 
dest wird vie! Vorbereitungsarbeit dazu 
geleistet. Im Spätsommer des letzten 
Jahres mußten einige Meter Akten dar- 
anı glauben, was den Humangenetikern 
diesmal aber gar nicht recht war. Die 
„Rote Zora‘ war zuBssuch, hatteheim- 
lich und rücklings gebrandschatzt, zer- 
stört, gezündelt. 

Viele, Akten hat sie aber auch bewahrt, 
d.h. mitgehen lassen. Weiß Got wie, 
aber ‘ausgerechnet unser Redakteur, 
UdoSierck, erhiellaus diesen AktenKo- 
pien. Er veröffentlichte in der taz im Fe- 
bruar 87 den Artikel, den wir uns erlau- 
ben, zum besten zu geben. Aufgrund 
des taz-Artikels stattet ihm das Bundes- 
kriminalamt (BKA) einen freundlichen 
Besuch ab. Hierzu das nachfolgende In- 
terview: 


Scene - die randschau 


dr: Tja, Udo, es war zulesen, daß duBe- 
such bekommen hast vom Bundsskri- 
minalamt. Erzählst du mal, wie os dazu 
gekommen ist? 

US: Ich habe in der taz einen Artikel ge- 
schrieben. Darin ging es um das Hu- 
mangenetische Institut in Münster. 
Grundlage dieses Berichts war eine Ak- 
tion der Gruppe „Rote Zora", die in das 
Institut in Münster eingedrungen ist und 
dort u.a. auch Akten mitgenommen hat. 
Diese Akten sind bisher nicht aufge- 
taucht, und ich habs Kopien aus diesen 
Akten zugeschickt bekommen. Aus die- 
sen Kopien habe ich in dem Bericht zi- 
tiert. Zwei Wochen, nachdem der taz- 
Bericht erschienen ist, erschien bei mir 
das BKA mit einem Hausdurchsu- 
chungsbefehl gegen die taz-Hamburg 
und gegen mich. 

dr: Was meint „Rote Zora‘, und was 
sind die Ziele? 

US: Die „Rote Zora‘ — denke ich —, 
das geht jedenfalls aus dem hervor, was 
die „Rote Zora“ schreibt, wollte mit ih- 
rer Aktion darauf hinweisen, was in den 
Humangenetischen Instituten in der 
Bundesrepublik gemacht wird. Die — 
nach der Meinung der Gruppe — eine 
Kontinuität aufzeigen vom NS-Regime 
bis heute. Daß das Humangenetische 
Institut in Münster ein Baustein ist zu ei- 
ner flächendeckenden Kontrolle — in 
Richtung Kontrolle der Geburten auf 
dem Hintergrund einer ausgeklügelten 
Bevölkerungspolitik. Zum dritten meint 
die RoteZora, daß diese Institute gezielt 
eingerichtei worden sind, um das 
Selbstbestiimmungsrecht von Frauen 
und Behinderten zu untergraben. 

dr: Teilst du diese Auffassung? 

US: Ich habe mich seit drei Jahren mit 


Genstischer Beratung befaßt. Mein An- 
satz war zunächst, daß ich in alltägli- 
chen Äußerungen gespürt habe oder 
auchganz klar gesagtbekommen habe, 
daß es nicht lebenswert ist, als Behin- 
derter zu leben. Ich habe dann geguckt, 
wo sich diese Meinung zuerst nieder- 
schlägt, wo diese Meinung gebildet 
wird, wo so ein Klima entsteht, daß be- 
hindertes Leben nicht lebenswert ist, 
und ein, ein Punkt bildet eben die Arbeit 
in diesen Beratungsstellen. 

dr: Wie hat sich die Hausdurchsuchung 
konkret abgespielt? 

US: Drei Herren waren an der Tür, es 
waren aber bestimmt noch mehr unten 
auf der Straße, weil die sich über Funk 
unterhalten haben. Dann haben sie mir 
den Durchsuchungsbefehl gezeigt, die 
BKA-Ausweise, und dann haben sie 
nach den informationen der „Roten Zo- 
ra‘ gesucht. Die haben sie bei mir auch 
gefunden. Sie haben mir gesagt, warum 
sie da sind. Ich habe ihnen meine Akten 
gezeigt, und auch. die Dokumentation 
der „Roten Zora‘. Die haben sie dann 
eingepackt, auch um sie nach Finger- 
abdrücken der Zora-Mitglieder zu unter- 
suchen. Sie haben dann weiter in mei- 
nen Akten rumgeguckt und wohl ge- 
hofft, Originale in zu finden, 

dr: Dashörtsichjaeinbißchensoan, als 
wäre da ein Staatsgeheimnis abhanden 
gekommen. 


"US: Ich glaube, diese Durchsuchung 


muß man auch wohl so bewerten, Ich 
denke, daß das zwei Gründe hatte. Ein- 
mal daß man eingeschüchtert werden 
soll, das ist wohl der wesentliche Grund. 
Als Autor so eingeschüchert werden 
soll, daß manüber bestimmte Dingeein- 
fach nicht berichten darf, Ich denke, daß 


hängtauch mit dem wiedereingesetzten 
Paragraphen 139 a zusammen. 

Zum zweiten zeigt diese Durchsuchung 
auch, daß das Material und die Arbeit in 
den Humangenstischen Beratungsstel- 
len nicht so harmlos ist, wie es immer 
dargestellt wird. 

dr: Undwohlauch, daß das Material dort 
ein schützenswertes Gut ist, für das es 
sich sogar lohnt, Kanonen, also größere 
Mittel, einzusetzen. 

US: Ja, genau. 

dr: Udo, hat man dir auch Konsequen- 
zen angedroht? Für dich? 

US: Also, ich habe die Aussage verwei- 
gert, bei einem der BKA Beamten. Dar- 
aufhin haben sie mir, oder besser, ha- 
ben sie in den Raum gestellt, daß ich, 
wenn sie wollen, eine Vorladung zum 
Staatsanwalt bekomme. Eine direkte 
Anzeige gegen mich, ein Vorwurfgegen 
mich als Autor, istmirbisher nicht zuge- 
stellt worden. 

dr: Und was hat die Untersuchung bei 
der taz ergeben? 

US: Bei der taz waren sie mit acht Leu- 
ten. Dakonnten sie keine Informationen 
finden. 

dr: Was erwartestdu? Erwartestdu eine 
Anklage? 

US: Es würde mich sehr überraschen, 
wenn sie aufgrund dieses Berichtes in 
der taz eine Anzeige einleiten würden. 
Denn dieser Bericht war wirklich nur ein 
Bericht, und keins Aussage oder Aufruf 
darüber, ob oder daß die Aktion der ,‚Ro- 
ten Zora‘ gut war. 

dr: Danke. 


Lothar gandtort 


Aus den Geheimakten 
der Humangenetiker 


Als im August leizten Jahres auf 
das humangenetische Institut der 
Universität Münsterein Anschlag 
verübt wurde, bedauerte die Insti- 
tutsleitung wenigerdenentstande- 
nen Sachschaden als den Verlust 
von einmaligem wissenschaft- 
lichen Forschungsmaterial. Die 
sich zudem Anschlagbekennende 
Gruppe „Rote Zora" hatte seiner- 
zeit umfangreiche Aktenbestände 
mitgehen lassen. Auszüge ausden 
jetzt bekannt gewordenen Unter- 
lagen dokumentieren eindrucks- 
voll den Alltag und die Perspekti- 
ven humangenetischer Tätigkeit. 


SanfterDruck 


Prof. Widukind Lenz. bis vor 
kurzem Leiter des Instituts in 
Münster, widmete einen Großteil 
seines Wirkens der humangeneti- 
schen Beratung. Entgegen seiner 
sonstigen Ausfälle — so forderte 
erganz inder Tradition seines Va- 
ters, dem Rassehygieniker Fritz 
Lenz, Ende der sechziger Jahre 
den Ausschluß der „Asozialen“ 
vonder Fortpflanzung — schluger 
in der Beratung zunächst zurück- 
haltende Töne an. Das „Unglück“ 
eines behinderten Kindes suchte 


ernicht mit Gewalt zu verhindern, 
sondern begegnete Ratsuchenden 
mit Risikowerten: „Bei einer spi- 
nalen Muskelatrophie... besteht 
für weitere Kinder ein Risiko von 
25 Prozent... Man karın natürlich 
auch sagen, daß für jedes weitere 
Kind eine 75prozentige Chance 


besteht, daßesgesund ist.“ Solche 
Aussagen stärken allerdings die 
Verunsicherung der schwangeren 
Frauen, aus deren Recht zur 
Selbstbestimmung unmerklich 
die Bürde geworden ist, zwischen 
„wertem“ und „unwertem“ Le- 
ben entscheiden zu müssen. 


Auchdasinstitutin Münsterübt 
sich darin, von aufschreckenden 
Umweltkatastrophen abzulenken 
und stattdessen das Dilemma zu 
individualisieren. „Die Hauptur- 
sache vorgeburtlicher äußerer 
Schäden ist momentan Alkoholis- 
mus der Mutter“ — mit diesen 
Worten bügelteLenz 1984einebe- 


| sorgte Frau ab. Er sieht ähnlich 


wie bei manchen Medikamenten- 
skandalen den „einzigen Scha- 
den“ etwa bei der Seveso-Katast- 
rophe dort, wo „sensationelle 
Presseberichte dazu geführt“ ha- 
ben, „daß viele Frauen gesunde 
Kinder abgetrieben haben“ .; Die 
zunehmende Furcht vor Schädi- 
gungen durch die Einnahme von 
Arzneimitteln während der 
Schwangerschaft ist aus den An- 
fragen an das genetische Institut 
ersichtlich. Die Pharmaindustrie 
schert das wenig: Obwohl in Tier- 
experimenten Mißbildungen 


nachgewiesen werden, bleiben 
entsprechende Präparate auf dem 
Markt und treiben Frauen in die 
genetische Beratung. Lenz durch- 
schaut die Situation und spielt die 
Gefahrzugleichherunter, wenner 
die Auskunft gibt, daß die „war- 
nenden Hinweise des Herstellers 
in erster Linie dem juristischen 
Schutz der pharmazeutischen Fir- 
men" dienen. 

Auf den ersten Blick müssen 
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diese Verharmlosungen verblüf- 
fen, sammelte Lenz doch Lorbee- 
ren mit seinem Engagement im 
Contergan-Skandal. Zu denken 
gibt allerdings sein offenbar gutes 
Verhältnis zur Chemischen Indu- 
strie: Der Boehringer-Zentrale in 
Ingelheim lieferte er Ende 1984 
eine Analyse, in der er die Anga- 
benzuFehlbildungendurchdasim 
Vietnam-Krieg eingesetzte Dio- 
xin-haltige  Entlaubungsmittel 
„agent orange“ als „absolut un- 
glaubhaft“ bezeichnet; die unge- 
wöhnlich hohe Zahlder Totgebur- 
ten im vietnamesischen Tay Ninh 
führt er auf die Situation in einen 


Boehringer bedankt sich, die 
„Ausführungen waren füruns von 
großem Interesse“. 

FürProf. Wilhelm Tünte, 
langjähriger Mitarbeiter und 
Nachfolger von Lenz, ist wieder 
die Überlegung „nach der finan- 
ziellen Belastung durch Erb- 
krankheiten legitim“. Diese Prü- 
fung sei schon deshalb unerläß- 
lich, weildurch die modernen Be- 
handlungsmethodendie „sexuelle 
Betätigung behinderter Men- 
schen“ an Bedeutung gewinne. 
Widukind Lenz hatte noch in der 
jüngsten Debatte um die 


{Zwangs-) Sterilisation von be- 
hinderten Jugendlichen den Ein- 
griff eindeutig bejaht und Kriti- 
kern ein „Faust*-Zitat entgegen- 
gehalten: „Vernunftwird Unsinn, 
Wohltat Plage.“ 

Die für ihn einzig mögliche Al- 
ternative zur Unfruchtbarma- 
chung,die „Verhinderung sexuel- 
ler Kontakte durch Asylierung“, 
sieht er „an dem Reformeifer“ 
mancher Psychiater scheitern. 


Bevölkerungspolltik 

Prof. Tüntes Fachgebiet ist die 
Sozialgenetik, die die Beziehung 
zwischen genetischen Faktoren 


und der Intelligenz, Schichtzuge- 
hörigkeit oder Kinderzahl unter- 
sucht. In seiner Arbeit bezieht 
Tünte sich direkt auf den Anthro- 


| pologen Hans Wilhelm Jürgens, 


der in den siebziger Jahren das 
Wiesbadener Institut für Bevölke- 
rungsforschung leitete. Der häu- 
fig inden Medien auftretende Jür- 
gens, in steter Sorge um den deut- 
schen Geburtenrückgang und die 
Qualität des Genmaterials, hatte 
1985 de 
Sterbehilfe-Diskussion ange- 
facht: Nach seinen Vorstellungen 
müsse man, um den „Altenberg“ 


unterentwickelten Land zurück. 


Betr.: „‚Anti-Diskriminierungs-Gesetz 
in der USA und bei uns‘‘ von Andreas 
Jürgens aus ‚‚die randschau‘‘ 4/86 


Dr. Rolf-Helmut Ehrmann 

1446 Garden Street 

Park Ridge, Illinois 60068, USA 
den 12.02.1987 


Herrn 

Andreas Jürgens 
Goethestr. 12 
D—3500 BRD 


Sehr geehrter Herr Jürgens: 


Ihr erstklassiges Exponat über den Ver- 
gleich zwischen der BRD und den USA 
mit Bezug auf die Antidiskriminierungs- 
gesetzgebung Sec. 504 USC und insbe- 
sondere die Erläuterungen des Geset- 
zes und der Präzedenzfälle hat mich 
sehr beeindruckt. 


Ich kann mich aber beim besten Willen 
nichtIhrer so negativen Schlußfolgerung 
anschließen, nämlich daß eine Übernah- 
me der hiesigen Regelung an der Unter- 
schiedlichkeit der Rechtssysteme 
BAD/USA scheitern muß. Im Gegenteil 
es ist meine Auffassung, daß im Grund- 


gesetz die Anknüpfungspunkte zur Ent- 
wicklung einer noch nicht viel wirkungs- 
volleren Art von Gesetzgebung für die 
BRD enthalten sind. Und das fernerhin 
die in Deutschlandübliche Formulierung 
von Gesetzen z.B. Schwerbehinderten- 
Ges. usf,, eine Arbeitsgrundlage schafft 
die viel besser ist, wie die Basis von der 
aus manindenUSA eineentsprechende 
Entwicklung anbahnen muß, wobei im- 
mer die empfindlich unsichere Entwick- 
lung der Rechtssprechung, die als Prä- 
zendenzfälle aller Gesetze, bzw. ihre 
endgültigeWirkung und Auswirkungein- 
schneidend und unumstoßbar beeinflus- 
sen, in’s Auge zu fassen ist, 
Diese Auffassung, zusammen mit den 
Resultaten des Wahlergebnisses vom 
25.01.1987 machen, wenigstens für 
mich, nun doch wohl eine baldige Kam- 
pagne, zusammen mit den „Grünen“, zu 
einem empfehlenswerten und sinnvol- 
len Unternehmen. 
ich hoffe, daß diese kurzan Ausführun- 
gen wie in Ihrem Artikel gewünscht, zur 
Diskussion in der Randschau beitragen. 
Ich bin Rollstuhlfahrer, Spastiker und in 
der Behinderten Interessengemein- 
schaft hier aktiv. 
Patentanwalt Dr. chem. 
Dr. jur. Rolf-Helmut Ehrmann 


Betr.: „Psychopharmaka — hilfreiche 
Arzneien oder medikamentöse Ge- 
walt‘‘ 

aus: „die randschau‘‘, Beilage ZAP, 
März/April 87 


An die Redaktion, 


ich war sehr froh über diesen Artikel in 
der „randschau‘‘, denn mein Bruder 
nimmt seit längerer Zeit diese ‚hochpo- 
tenten Neuroleptika, jetztseit8 Monaten 
Decentan, vorher ein anderes starkes 
Mittel, was wirklich die in dem Artikel be- 
schriebenen harten Nebenwirkungen 
hatte. Schon damals habe ich den be- 
handelnden Psychiater heftig kritisiert, 
wußte aber selbst keine Alternative, weil 
ich mich viel zu wenig auskannte. Jetzt 
endlich, mit Hilfe des Artikels, habe ich 
das Gefühl, etwas besser durchzu- 
blicken. 


zu beseitigen, „den Tod zur Dis- 
position stellen“. 


Das Mittel Decentan hat aber zumindest 
bei meinem Bruder nicht diese stark per- 
sönlichkeitsverändernden Merkmale; 
die offensichtlichen Folgen sind bisher 
nur „erhebliches Gewichtszunahme“ 
und ab und zu „Herzbeschwerden‘, Al- 
lerdings hält mein Bruder die Dosis auch 
sehr niedrig. Im Gegenteil — ich habe 
das Gefühl, er macht eine sehr positive 
Entwicklung durch, z.B. kommen seine 
künstlerischen Fähigkeiten wieder viel 
stärker zum Vorschein, und er lebt sich 
wieder viel stärker aus als früher. Liegt 
das nun andergeringen Dosis, oder sind 
die anderen Nebenwirkungen nicht so 
deutlich meßbar? Tatsache istauch, daß 
es jedesmal, wenn mein Bruder ver- 
sucht, die Medikamente abzusetzen, 
wieder zu Depressionen, Stimmenwahr- 
nehmungen und Angstzuständen 
kommt. 


Euere heftige Kritik an der Schulmedizin 
(-psychiatrie) kann ich ja durchaus teilen 
— ich habe auch eine Zeitlang versucht, 
meinen Bruder zu begleiten, was seine 
Wahnvorstellungen anging. Aber als 
Laie kostet das einen soviel Kraft, daß 
man das nicht lange aushält. Dazu 
kommt die Angst, daß die Halluzinatio- 
nen zu lebensbedrohlichen Situationen 
führen (was bei meinem Bruder auch der 
Fallwar), sodaß man letztendlich frohist, 
daß es die Psychiatrie gibt. In diesem 
Punkt ist der Artikel nicht besonders rea- 
listisch. Für Angehörige gibt es zum Bei- 
spiel keine Hilfen, bedrohliche Situatio- 
nen durchzustehen oder sich durch das 
Therapie- und Medikamentenwirrwarr 
zu schlagen. Erst jetzt, nach fast drei 
Jahren „Krankheitsgeschichte" meines 
Bruders habe ich das Gefühl, etwas 
beurteilungsfähiger zu sein, was pSy- 
chiatrische Behandlungsmethoden an- 
geht. 


Tatsachescheintauchzusein, daß akute 
Psychosen nicht therapierbar sind. In 
akuten Phasen gibt esmanchmal keinen 
Zugang zu dem Betroffenen. Ich denke 
schon, daß kurzfristig mit Hilfe auch siar- 
ker Medikamente eine Psychose zum 
Abklingen gebracht werden kann; die 


Frage istnur, wasdarauf folgt. Daraufge- 
ben die Psychiatrien oder Psychiater lei- 
der keine Antwort, obwohl sie gerade da- 
für zuständig sein müßten. In einern lanı- 
gen, beschwerlichen Weg mußten wir 
die Antwort selbst suchen, mit dem Er- 
gebnis, daß mein Bruder endlich einen 
ganz guten Therapeuten gefunden hat 
und jetzt mit Hilfe der Alternativen in dem 
Artikel in der „randschau’‘ auch versu- 
chen wird, seine Medikamente abzubau- 
en. 


Wäre es nicht auch möglich, einmal ei- 
nenkritischen Artikelüber Psychosen zu 
veröffentlichen? In der gängigen Psy- 
chiatrie scheint immer noch die Meinung 
vorzuherrschen, daß solche Krankhei- 
ten anlagebedingt sind. Daran glaube 
ich zwar nicht, aberandererseits ist mein 
Bruderder „3. Kranke“ inderFamilie. Es 
gibt ja wohl auch die Theorie von krank- 
haften Familiensystemen, die über Ge- 
nerationen weitergegeben werden. 


Ich habe diesen Leserbrief mit Absicht 
sehr persönlich geschrieben, in der Hoff- 
nung, darüber Kontakt zu anderen mit- 
betroffenen Familienangehörigen zu be- 
kommen, die sich ernsthaft Gedanken 
über die Krankheiten ihrer Familienmit- 
glieder machen. Wer Lust hat, mir zu 
schreiben, sollte dies tun. Vielleicht 
könnte man sich so gegenseitig unter- 
stützen, auf ungeklärte Fragen Antwor- 
ten zu finden. 


Mit freundlichen Grüßen 

Barbara Bruch, Dipl.-Pädagogin 
Jungmannstr. 11a, 2000 Hamburg 52 
Tel. 040/88 10931 


Liebe Randschau, 


obgleich ich es sehr begrüßenswert fin- 
de, daß Sie von jetzt an auch das Thema 
Psychiatrie aufgreifen werden, hat mich 
doch der Beitrag der ZAP unddie Tatsa- 
che, daß erin dieser FormEinganginlhre 
Zeitschrift gefunden hat bestürzt. 


Es störte mich nicht so sehr das Ge- 
schriebene, als vielmehr die Fotos auf 
Seite 8, die einerseits die entstellende 
Wirkung von Neuroleptika veranschauli- 
chen sollen und andererseits wohl die 
Funktion haben, dem Leser zu zeigen 
wie eine medikamentös ausgelöste De- 
pression „aussieht'‘. 


Meine Frage arı Sie wäre nun, waren ei 
gentlich die Abgebildeten damit einver- 


standen, daß sie derart fotografiert wur- | 


den? FürdenFall, daßessichbeidenFo- 
tografierten um Entmündigte handelt, 
wie kommt man eigentlich dazu diese 
Entmündigung als Zustimmung zu inter- 
pretieren? 


ter ähnlichen Umständen bereit, sich 
derart zu einem Illustrationszweck, unG 


Ferner, wären Sie (bzw. die Autoren) EN 


sei ernochso gut, verwenden zu lassen, 
einem |Illustrationszweck, der leider 
nicht nur bewirkt vor gefährlichen Medi- 
kamenten, sondern auch vor Ihnen 
selbst abzuschracken? 


Schriftlich versuchen sich die Autoren 
als Anwälte armer Psychiatriepatienten 
auszugeben, der visuelle Teil verrät je- 
doch das Gegenteil, nämlich daß jene 
„Antipsychiater‘‘ zumindest teilweise 
den Fußstapfen derer folgen, die nicht 
nur besessen waren, Ihre „Kuriositäten'' 
sensationslüstern den Voyeuren in der 
Vorlesung vorzuführen, sondern die 
auch das Leid Ihrer Patienten bis zu de- 
ren Ermordung mit Foto- und Filmkame- 
ra verfolgten. 


Indem die Autoren wie Ihre Professoren- 
väter versuchen, psychisch desolate Zu- 


ıch dasAbonnement nicht2 Ausgaben vor Ablauf 


10 Ausgaben. 
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Straße. 


Ich abonniere die randschaw für 10 Ausgaben. Wenn 


verlängert sich das Abonnement automatisch um weitere 
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stände mit Fotos einzufangen, zeigen 
Sie, daß Ihnen jeder Sinn für menschli- 
che Würde, sowie Einfühlungsvermö- 
gen abgehen. Denn, Trauer und Ver- 
zweiflung, auch medikamentös bedingt, 
lassen sich nicht knipsen. .. 


Diesmal ohne vorzügliche Hochachtung 
Gabriele Klein 


P.S.: Um einem Mißverständnis vorzu- 
beugen: Ich wende mich nicht gegen 
das fotografieren von Behinderten an 
sich, doch wage ich zu behaupten, daß 
zwischen dem Foto auf Seite20 und dem 
auf Seite 8 ein grundsätzlicher Unter- 
schied besteht. Auf Seite 20, steht der 
Mensch im Vordergrund, auf Seite 8 tritt 
er hinter die Behinderung zurück und 
wird zum bloßen Darstellungsmedium 
derselben reduziert, 
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Ich habe den zu zahlenden Betrag 


überwiesen auf das Konto 
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; als Scheck beigelegt. 


Üntersenritt 
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NS-ÄRZTE- 
PROZESS 


Mehrtach haben wir ja schon Informa- 
tionen zum Frankfurter NS-Ärztepro- 
zeß weitergegeben. Das Plädoyer des 
Verteidigers Meub ist gelaufen, und 
das Urteil steht kurz bevor. DieKNIFF- 
Krüppeli- und Nichtkrüppel- ‚Initiative 
Frankfurt schreibt nun dazu: 


Hallo Leute, 

Diesmal, wohlzumletzten Malvorder Ur- 
teilsverkündung, ein Brief von uns. Wir 
haben uns sehr gefreut, daß Ihr so zahl- 
reich am 21. im Gerichtssaal erschienen 
seid: Für diejenigen, die dort waren, war 
es schlimm. Es war schlimmer als erwar- 
tet. Auch wir hatten nicht damit gerech- 
net, daß der Rechtsanwalt Meub so kalt- 
schnäuzig dasN.S. Vokabular in seinem 
Plädoyer verwenden würde. Zum Teil 
mutete sein Vortrag wie N.S. Propagan- 
da an und es entstand der Eindruck, daß 
er nicht seinen Mandanten, sondern den 
Faschismus verteidigte. Aufgrund unse- 
rer Verblüffung und Betroffenheit konn- 
ten wir kaum reagieren. Es hat uns im 
wahrsten Sinne des Wortes die Sprache 
verschlagen. Erst zwei Tage später fan- 
den wir die richtigen Worte in einer Pres- 
seerklärung, die wir Euch in Kopie beifü- 
gen. 


Anschließend an die Verhandlung wur- 
den im Foyer des Gerichtssaals Fern- 
sehaufnahmen gemacht. Außerdem war 
die Presse zahlreich erschienen und die 
Berichterstattung war teilweise recht 
ausführlich. 


Am Montag darauf folgte der 2. Teil des 
Meub Plädoyers, der dem 1. glich. Unse- 
re Reaktionen jedoch waren spontaner 
und lauter, Die Richterin wies diesma! 
niemanden aus dem Saal. 


Wir werden Euch über das Urteil unter- 
richten. Einen ausführlichen Bericht 
über den ganzen Prozeß und die Urteils- 
begründung findet Ihr wahrscheinlich im 
Sommer in der randschau. 
Standing Ovations erhielt der Staatsan- 
walt, alser in der Erwiderung aufdas Plä- 
doyer des Verteidigers Meub darauf hin- 
wies, daß wieder einmal wie in vielen an- 
deren N.S. Prozessen, Opfer und Täter 
bewußt vertauscht wurden. 
In diesem Sinne 
Gruß 
Michael Reuther + Regina Pudwill 


Presseerklärung zum 
NS-Ärzteprozeß 


Wir sind das uralte Mensch- 
heitsproblem 


Anwalt Meub besaßt die Unverfroren- 
heit, die tausendfache Ermordung von 
Behinderten als „Lösung eines jahrhun- 
dertealten Menschheitsproblems‘ zu 
bezeichnen, und das, obwohl über 30 


.. auf den Rund schauen 


... vom Rand schauen 
... über den Rand schauen 
dierandschau — 


ACHTUNG! Für jeden neu geworbenen Abonnen- 
ten zıbts ab sofort eines der unten angegebenen Bü- 


cher als Geschenk! (Bitte Titel angeben) 


Briefe an die 
heile Welt 


Behinderte schreiben an (sogenannte) 
Nichtbehinderte herausgegeben von 
Barbara Lister: Nachwort von Ernst Klee 


| won TATER- MAFIA 


silwnnsgnult zur Ihnnargemtischn 


» Eichborn Verlag 


SIE NENNEN ES 
FÜRSORGE 


Krüppel vor ihrn im Zuschauerraum 84- Uns können weder Herr Maub noch sei- 
Ben. nesgleichen beweisen, daß wir unwert 


Aus Betroffenheit konnten wir dem An- 
walt Meubnicht entgegenschreien: „Wir 
sind das Menschheitsproblem, das ihr 
Mandant zu lösen half.“ 


Den Zeitgeist als Entschuldigung lassen 
wir nicht gelten, dabesonders für diebei- 
den Mediziner auch damals erkennbar 
seinmußte, daß essichbeiderT 4 Aktion 
um Mord handelte. 


Wir klagen diebeiden Täterauchnach45 
Jahren noch an, weil es für uns kein Ver- 
gessen gibt. 


sind. 


Der Prozeßbeobachter, der seine Empö- 
rung lautstark zum Ausdruck brachte, 
wurde stellvertretend für uns aus dem 
Saal verwiesen. 


Kontaktadresse: 
Michael Reuther 
Vatlerstr. 9 

6000 Frankfurt 60 
Tei.: 069/421300 


